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Deutſchlan d. 
0. C. Neichstags⸗Verhandlungen. 


18. Sitzung des Reichstages. (26. November.) 
11 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes Delbrück, Dr. Leonhardt, von 
Fauſtle, v. Mittnacht, v. Freydorff u. A., ſpäter Fürſt Bismarck, 5 
Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt die erſte Berathung einer Straf⸗ 
proceßordnung und eines Einführungsgeſetzes zu derſelben. a 
Abg. Hänel: In der geſtrigen Debatte hat ein Redner das Bekenntniß 
abgelegt daß er kein Schwärmer ſei für die Centraliſation der Rechtsgeſetz. 
gebung, wie ſie durch die vorliegenden Entwürfe angebahnt wird. Es war 
dies ein rheiniſcher Juriſt (Reichenſperger⸗Krefeld), der die centraliſirteſte 
Nechtägciehgebung der Welt zu handhaben bat. Ich glaube nicht, daß Je⸗ 
mand für Nothwendigkeiten ſchwärmt. Man mag bezweifeln, wie weit ein 
Staat Verſchiedenheiten des materiellen, insbeſondere des bürgerlichen Rech⸗ 
tes zu vertragen vermag; aber zweifellos kann ein Stagtsweſen wie das 
deulſche Reich ſolche Verſchiedenheiten auf die Länge der Zeit in ſich nicht 
dulden. Wenn ich die fi as Aug in unſerer Geſetzgebung, beſonders auf 
dem Gebiete des Proceſſes ins Auge faſſe, dann bin ich erſchrocken über die 
Verſchwendung geiſtiger Kraft, die unſerem deutſchen Volke zugemuthet wor⸗ 
den iſt. Wie viele Männer haben ihre beſten Kräfte opfern müſſen, um die 
Reihe der perſchiedenen Proceß⸗Ordnungen in Deutſchland legislatib zu ge⸗ 
ſtalten, welche coloſſale Arbeit mußte aufgewendet werden, um dieſen zer⸗ 
ſplitterten Stoff zur Einheit zuſammenzufaſſen und doch der Einzelerſcheinung 
gerecht zu werden! Wenn wir nunmehr zu einer einheitlichen Grundlage 
unſexer Rechtsgeſetzgebung gelangen und die geiſtigen Kräfte ſich ungetheilt 
zur Fortbildung des einheitlichen Stoffes zuſammenfinden werden, dann 
wird ſich auf dieſer von uns zu ſchaffenden Grundlage eine neue Fülle legis⸗ 
lativer Kunſt, eine neue Blüthe der deutſchen Rechtswiſſenſchaft entwickeln. 
Auch ich bin erfüllt von einem Gefühle des Dankes. Ich richte ihn aber beute 
nicht an die verbündeten Regierungen, die bereits ihr Theil reichlich em⸗ 
pfangen haben, ſondern an ein hervorragendes Mitglied dieſes Hauſes und 
betrachte es als eine Pflicht gerade gegenüder dem vorliegenden Geſetzent⸗ 
wurſe dieſem Gejübl des Dankes Ausdruck zu geben. x ä 
„Der Verfaſſer der vier Fragen hat ſich nicht nur ein hohes wiſſenſchaft⸗ 
liches Verdienſt erworben, er hat uns vor allen Dingen auch ein practiſches 
Programm ausgearbeitet, welches von boher Wichtigkei für die Vorbe⸗ 
rathung in der Commiſſion ſein wird. Ich denke, die Grundanſchauungen, 
die er uns herausgeſchält hat mit ſeiner hohen Intelligenz und ſeiner reichen 
Erfahrung, werden eine feſte Richtſchnur für die Berathung geben. — Die 
vorliegende Strafproceßordnung hat die Aufgabe, conſervaliv zu fein, reich⸗ 
lich erfüllt, denn keiner der vorliegenden Geſetzentwürfe ſchließt ſich ſo enge 
an das Beſtehende an. Nicht als ob ich die Verbeſſerungen, die ſie enthält, 
verlenne: ſie ſind jedoch nur vereinzelt und haben in dem Beſtehenden be: 
reits ein Vorbild, werden ſogar in manchen Punkten von ihm übertroffen, 
3. B. von der braunſchweigiſchen Proceßordnung. In der Hauptſache iſt 
aber die Grundlage unſeres Strafproceſſes durchſchnittlich verbeſſert. Es iſt 
der ſogenannte reformirte Strafproceß, der auf ein geheimes ſchriftliches und 
inquiſitoriſches et den Oberbau einer öffentlichen, mündlichen und 
accuſatoriſchen Verhandlung zu ſtellen unternimmt. Die einzige tief ein⸗ 
ſchneidende Neuerung iſt die Abſchaffung der Appellation gegen das richter⸗ 
liche Urtbeil in Strafklagen auch außerhalb des Schwurgerichtsverfah rens. 
Es iſt bekannt, wie zur Zeit der Herrſchaft des alten Inguiſitionsproceſſes 
und unter der Autorität Carpzow's die Appellation in Criminalſachen als 
unmöglich erachtet wurde; damals und bis zu den Zeiten, als die Humani⸗ 
tätsrückſichten eines Grollmann und Feuerbach die alten Theorien beſeitigten, 
berief man ſich für die Unzuläſſigkeit der Appellation auf den ka vor publi- 
eae disciplinae, Der Juſtizminiſter von Würtembeg hat dies elegant fo 
ausgedrückt, daß die Repreſſion des Criminalrechts geſichert fein müßte auch 
entgegen den Forderungen der Schule und den Rückſichten der Humanität. 
Daneben gilt auch der höhere Satz, daß die Garantien der Unſchuld geſichert 
ſein müſſen entgegen den Connivenzen der Praxis und den Anforderungen 
ubereilter Repreſſton. 5 
Nur aus der Verbindung beider Sätze läßt ſich eine gerechte Conſtruction 
unſeres Strafverfahrens finden. Es iſt ein Widerſpruch, wenn wir ein Ur⸗ 
an welches ſich ſtügt auf die unmittelbare Vorführung des gefammten Ber 
cen der Cognition eines Richters unterbreiten, der im Weſent⸗ 
lichen auf Grund der Aclen zu erkennen hat. Ferner ſluützte man ſich bei 
Abſchaffung der Appellation auf den Nachweis, daß eine Reproduction der 
mündlichen und öffentlichen Verhandlung erſter Inſtanz ſchlechterdings eine 
Illuſion ſei; denn zwiſchen der erſten und zweiten Erhebung in Strafſachen 
verändern ſich nothwendig die Anſchauungen der Menſchen ſelbſt über Thal⸗ 
lachen, die fie mit eigenen Augen geſehen haben. Deshalb gelangte die 
Schule zu dem Ausſpruch: weg mit der Appellation gegen die Entſcheidung 
in der Thatfrage. Allein niemals hat die Schule dieſe Parole unbedingt 
ausgegeben, ſondern nur unter der Vorausſetzung, daß geſteigerte Garantien 
für die Gerechtigkeit des Verfahrens geboten würden. Wollte die Praxis 
ohne Erfüllung dieſer Vorausſetzung die Appellation abſchaffen, fo würde ſie 
weit radicaler und idealogiſcher verfahren, als die Schule. Der Abg. Meyer 
(Thorn) jet geſtern aufmerkſam gemacht auf die erleichterten VBevingungen, 
unter welchen die Wiederaufnahme eines rechtskräftigen Verfahrens zuläſſig 
ſei; allein das ift eine Uecberſchätzung dieſer Beſtimmung; die Wiederauf⸗ 
nahme in Fällen der unvollſtändigen Erhebung in erſter Inſtanz bietet keine 
genügende Garantie. Eine andere Garantie liegt in der Ver eſſerung der 
erichts⸗Organiſation. So ſehr ich auch die Betheiligung des Laien⸗Cle⸗ 
mentes durch alle Inſtanzen wünſche, jo bedarf doch das Schöffengericht noch 
einer Probe und wird auf lange Jahre hinaus nur erſt ein Erziehungsmittel 
unſerer Bevölkerung, keine Garantie bilden. Die Garantie ſoll ferner im 
mmverhältniß für die richterliche Entſcheidung in Collegien liegen, ich 
n mir eine maßgebende Garantie bei einem gelehrten Richter⸗Collegium 
fur in der Einſtimmigkeit denken. 
Kr aa ind aber alles nur Gorreitive und äußere Hilfsmittel; den Kern⸗ 
hit a 
fahrens finden können. Nux ein Vorverfahren. welches die volle Freiheit 
der Vertheidigung, die volle Sicherheit gegen Ueberraſchung des Angeſchul⸗ 
daten und die volle Garantie, daß der Augeſchuldigte genaue Einſicht in 
en Gang, den Plan und die Tragweite des gegen ihn anhängigen Ver⸗ 
ſibrens gewinnt, ſichert, nur ein ſolches Vorverfahren rechtfertigt die Ab⸗ 
Kaffung der Appellation. Wenn ich mich nach dieſen Geſichtspunkten der 
worlage zuwende, ſo will ich mich an den § 175 hatten, der ein für mich 
gu mögliches Verfahren vor dem Schöffengerichte conſtituirt. Der Abg. 
W hat aber geſtern die Meinung aufgeſtellt, daß wir eine bedeutende 
a 


ung der Mittelinſtanz zu Gunſten des Schöffengerichts zu erwarten 
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unter Zuſtimmung des Gerichtes. Dieſe Competenzbeſchränkung der 
Atte lediglich auf Antrag des Staatsanwalts iſt gefährlich und keine 
9 esche Geſchäftsangelegenheit, ſondern berührt ein weſentſiches Recht des Anz 
v "Ölloigten. Ich komme nun zu der Stellung des Skrutinialberfahrens 
zu Staatsanwaltes in der Vorlage. Ich charakteriſire daſſelbe nicht; es iſt 
Lam Theil beherrſcht von der Wahrheit, zum Theil von der Fiction, daß es 


kde des Staatsanwaltes, der nicht allein die polizeiliche Hülfe zu ſeiner 
Entroſttion bat, ſondern der auch den Richtern requirirt, und zwar nach dem 
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des Angeklagten? Beantragt nun aber der Staatsanwalt aus humanen ſeigentlich gegen ſie vorbringe, welche Beweismittel gegen ſie vorhanden 
Rückfichten oder aus Ueberhaufung mit Geſchäften die Einleitung der gericht: | waren; ich errinnere mich zahlreicher Fälle, wo die Angeklagten nicht nur in 
lichen Vorunterſuchung, jo ſollte man meinen, daß jetzt wenigſtens eine der Vorunterſuchung, ſondern auch in der Hauptverhandlung ohne ee 
Gleichſtellung der Parteien eintreten werde, und der Entwurf ſoll ja in dieſer diger biteben, während fie ſelbſt ganz außer Stande waren, ſich zu verthei⸗ 
Beziehung einen bedeutenden Fortſchritt marliren. Ich kann das nicht aner: digen. Sehe ich mir darauf hin den Entwurf an, fo kann ich in dem Syſtem 
kennen; jedenfalls bleibt der Entwurf weit binter den Erwartungen zurück, der Aufhebung der Appellation nur die größte Gefahr für die Rechtsſicherheit 
die ſowohl die Schule als eine erleuchtete Praxis von der Gleichſtellung der erblicken und ich kanu dieſer Maßregel nun und nimmer beiſtimmen. Ich 
Parteien gehegt hatte. Der Staatsanwalt erhält die volle Einſicht der Acten]verkenne keineswegs, daß das Berufungsverfahren in Strafſachen ſehr viel 
auch in der richterlichen Vorunterſuchung, der Vertheidiger aber erhält die ſchwache Seiten hat und habe mich daher zu fragen, welche Garantien ge⸗ 
Acten erſt nach dem Schluſſe derſelben. Man hat geſagt, der Angeklagte] geben werden können, um das zu erſetzen, was die Berufung leiſten kann. 
und auch fein Vertheidiger ſollen zugezogen werden zu den Vernehmungen] Es wird Aufgabe der Commiſſion fein, dieſe Frage in ihren Details zu prüfen. 
der Zeugen und Sachverſtändigen; allein der Entwurf ſagt: nur zu ſolchen Der Abg. Hänel findet einen ſolchen Erſatz in der pollſtändigen Gleichſtellung 
Vernehmungen, deren Reproduction im Hauptverfahren zu erwarten ſteht, der Rechte des Angeklagten und des Staatsanwalts. Ich halte dieſe für 
und fügt ſelbſt vieſer Conceſſion noch die Klauſel hinzu, wenn dadurch die] praktiſch unausführbar. 

Zwecke der Unterſuchung nicht durchkreuzt werden. So lange Sie nicht die Wenn man dem Angeklagten in allen Fällen, wo auf Gefängniß erkannt 
volle Gleichheit der Parteien vor dem Richter gewährt haben, fo lange man] werden lann und zwar ſchon in der Porunterſuchung, wie es der Abg. Hänel 
nicht zum Princip der Mündlichkeit und Oeffentlichkeit der Vorunterſuchung] will, einen Vertheidiger geben will, fo frage ich: können Sie wirklich dazu 
gekommen ift, welches die Rechte des Verbrechers und des unſchuldig Ange: | Anwälte finden? exiſtiren fie in Deutſchland und werden ſie jemals bei allen 
klagten am beſten zu wahren geeignet iſt, bin ich nicht im Stande, ohne Gerichten exiſtiren? Das beſtreite und läugne ich. Ich babe das Gefühl, 
ſchwurgerichtliche Garantie auf die Appellation zu verzichten. Man hat ge⸗ daß, wenn man ſichere Garantieen behalten will, man doch immer wieder 
ſagt, dieſe Forderung ſei eine Forderung der Schule und widerſpreche der zu der Berufung in Strafſachen gedrängt werden wird, als zu einem noth⸗ 
Praxis des europäiſchen Continentes. Ich ſage aber, die Abſchaffung der wendigen Uebel, das aber ein geringeres Uebel iſt, als der Verluſt der Ga⸗ 
Appellation ohne die ſchwurgerichtliche Garantie und Mündlichkeit der Bor: rantieen, die man in ausgiebigem Maße nicht ſchaffen kann. Ich halte auch 
unterſuchung iſt ein ganz bereinzeltes Exveriment in der europäiſchen und die Einwände gegen die Berufung für durchaus übertrieben. Daß die Be: 
außereuropälſchen Culturwelt, ein Experiment, welches ich für mein Theil] rufung in der Regel reſultatlos ſei, beſtreite ich nach den Erfahrungen aus 
nicht mitzumachen gedenke. Der Entwurf iſt alſo den Forderungen der Schule | meiner Praxis durchaus. Ich weiß, daß ſehr viele Erkenntniſſe auf Berufung 
nicht gerecht geworden, die er erfüllen müßte, wenn er den Forderungen ver hin reformirt worden find, und ſelbſt die Motive zum Entwurf geben uns 
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practiſchen Gerechtigkeit genügen ſollte. (Beiſall.) 2 

Abg. Reichenſperger (Olpe): yo habe vornehmlich das Wort ergriffen, 
um den Ausführungen Schwarze's über das Schöffengericht entgegenzutreten, 
damit ſie nicht auf das Haus und die Beſchlüſſe der Commiſſion verwirrend 
einwirken. Er hat es idealiſirt und vertheidigt, nachdem kurz vorher Herr 
Lasker ganz richtig die tüchtige Vorbildung der Richter als die erſte Bedin⸗ 
gung einer geſunden Rechtspflege bezeichnet hatte, ohne ſich mit dieſem ihn 
widerlegenden Satz auch nur mit einem Worte abzufinden. Die Qualification 


eine Statiſtik aus Berlin, wonach in einer ſehr großen Zahl von Fällen nach 
wirklich eingelegter Berufung das Erkenntniß reformirt worden iſt. Ich gebe 
zu, daß die Berufung eine große Arbeitslaſt für die Gerichte und Koſten für 
den Staat verurſacht, aber es wiegt dieſer Uebelſtand die Gefahr der völligen 
Ausſchließung der Berufung nimmermehr auf. Die Frage wegen der Beru⸗ 
fung iſt keineswegs bereits entſchieden, und fie muß von der Commiſſion als 
eine ganz neue Frage erwogen werden. Wir ſtehen hier vor einer großen 
und namentlich für die unteren Volksklaſſen höchſt gefährlichen Neuerung und 
es darf der Laie nicht mit dem Gefühle fortgehen, als ob die gelehrten Ju⸗ 5 
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er Garantien werden wir nur in der Conſtruction des Vorver⸗ f. 


Dieſe Entlaſtung findet nur ſtatt auf Antrag des Staatsanwalts] d 


der Schöffen aber reducirt ſich lediglich darauf, daß fie ſich ohne Proteſt in es A 2 g 

die Schöffenlifte aufnehmen laſſen. Damit follen fie nicht nur 1 That: riſten allein dieſe Neuerung von porn herein entſchieden hätten. — Was die A: 
feage, ſondern auch über die Rechtsfrage enticheiven. „Denn wem Gott ein Schöffengerichte anbetrifft, io bat heute der Abg Reichenſperger ſich entſchieden 7 
Amt giebt, dem giebt er auch den Verſtand“, während doch dieſes Sprichwort] dagegen erklärt und ihre Theilnahme wie fie der Entwurf einführt, verworfen A 
ein Hohn⸗ und Spott 215 Bilden Voltes gegen die von ihm gemachlen als eine Einrichtung contra naturam humani generis. Ja, meine Herren, Di 
Erfahrungen iſt. Es fkagt ſich, ob denn Gott wirklich das Amt gegeben habe das find nun jo ftarfe Behauptungen, die doch einen anderen fterblihen 
oder die Menſchen. (Heiterkeit.) Die Schöffen des alten deutſchen Reiches] Menſchen nicht leicht überzeugen lönnen, wenn eben die Wirklichkeit das ei 
waren echte und rechte, auf Lebenszeit beſtellte Richter, die das wirkliche Gegentbeil darbietet, und wenn man, wie ich, dieſe Wirklichkeit ſeit dem Jahre 2 
Volksbewußtſein, das Volksrecht reuräſentirten; fie entſchieden nicht auf Grund 1852 hat beobachten lönnen. 2 


beſtimmter geſchriebener Geſetze, die es damals noch gar nicht gab, fondern 
nach ihrer reinen, inneren Rechtaüberzeugung. Ein ſolches Schöffengericht 
war pollberechtigt, jo lange das alte deutſche Volksrecht beſtand. Als es aber 
im 16. Jahrhundert durch die fremden geſchriebenen Rechte, das römiſche 
und kanoniſche, verdrängt wurde, ging das Schöffengericht mit ſeiner Vor⸗ 
ausſetzung unter. Wir können es beute nicht wieder beleben, da die Herr⸗ 
ſchaft des oft ſehr complicirten, geſchriebenen Geſetzes größer ift, als je zuvor. 
Schöffen und gelehrte Richter zuſammenwirken laſſen, heißt Oel und Waſſer 
miſchen. Man hat eine trübe Maſſe; aber bald tritt die Sonderung ein 
und das juriſtiſche Oel ſchwimmt wieder obenauf. (Heiterkeit.) 


Nur zwei Eventnalitäten find möglich, entweder die Majorität der Laien tern lernen. Gänzlich ſchief und falſch würde das Bild fein, das geſtern 


unterdrückt das juriſſiſche Elemezet, was nicht gerade wünfhenamerth iſt, oder vorgeführt wurde, daß hier nur die Alternaive beſtehe, entweder die Schöffen 
das Laienelement bildet zwar eine ſtattliche Staffage na 5 
aber ganz unter dem Einfluſſe des N Richters; wozu alſo überhaupt 


1 ſind auch gegentbeilige Meinungen 


Geſetzesvorſchlag Ay thun, der die Schwurgerichte aufhöbe. 
meſſung der Strafe mitzuwirken. nicht, daß der 
Dieſer Entwurf aber giebt den Schöffen viel weitergehende Befugniſſe. 
In England liegt in der Theorie die ganze Entſcheidung in den Händen der 
chöffen; die Praris aber hat es längſt beſtätigt, daß der Präſident des 
Schwurgerichts eigentlich die Eutſcheidung giebt; er inſtruirt die Schöffen 
und wenn ſie anders votiren als er will, dann ſchickt er ſie zur nochmaligen 
Berathung zurück. Ebenſo entſcheidet im Hauſe der Lords eigentlich nur der 
Lord⸗Oberrichter, bezieht ſich un Beweiſe hierfür auf den Prozeß O'Connel. 
iſchen Entwurf von 1872 hieß es, es ſei eine 
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pfehlen, wo die Geschworenen gleich am erſten Tage für die ganze Dauer 


der Seſſion abgelehnt und ausgelooſt werden. Vor allen Diugen aber will 

ich keine Schöffen, die von vornherein den gelehrten Richtern gegenüber in 

n ſind; denn dann würde allerdings das Schöffenweſen ein 
um. 

Wenn wir die Schöffen auch in die mittleren Inſtanzen einführen, dann 
müſſen wir die Zahl der rechtsgelehrten Richter nicht auf fünf feſtſtellen, ſon⸗ 
dern auf 3 reduciren und die Zahl der Schöffen fo ftellen, daß fie gegenüber 
den Richtern in der Majorität ſind. Möge die Commiſſion dieſen Gedanken 
ſorgſam erwägen. Die Commiſſton iſt auf Grund der Competenz des Reiches 
berechtigt, ſoweit in der Organiſation der Gerichte zu gehen, als die Anwen⸗ 
dung der materiellen Vorſchriften der Straf⸗ und Civilproceßordnung es er⸗ 
fordert. Ich beziehe mich hier auf die Ausführungen der Abgeordneten Gneiſt 
und Meyer gegenüber dem Juſtizminiſter. Aber die Commiſſion darf dabei 
nicht verkennen, daß ſie zu einer vollen Gleichartigkeit der Stellung der 
Richter und ebenfo der Anwälte in Deutſchland doch nicht kommen kann. 
Denn dazu entgehen uns noch viele Verhältniſſe, für welche wir nicht die 
Competenz haben. Ich nenne in dieſer Beziehung die geſammte übrige, nicht 
rein juſtizielle Beſchäftigung des Perſonals der Richter. Ein Amtsrichter, 
der Vormundſchaftsſachen, der Hypothekenſachen hat, wird auch in Juſtizſachen 
ein ganz anderer Richter ſein, als der blos Juſtizſachen bearbeitet. Einer 
ſcharfen einheitlichen Geſetzesvorſchrift in Bezug auf die Gleichſtellung bedarf 


es aber um deshalb gar nicht, weil nicht blos die Einheit der Wiſſenſchaft, H 


die Gleichartigkeit des Studiums an den Univerſitäten, ſondern einer langen 
Erfahrung und hiſtoriſche Entwickelung, eine langjährige Auffaſſung der ge⸗ 
ſammten Stellung des Richters in Deuſchland dazu beigetragen hat, eine 
derartige Gleichſtellung im Weſentlichen bereits zu erzeugen. Ganz anders 
ſteht es mit der Adpbocatur. Die Frage, ob Advocatenzwang oder nicht, 
ängt ſo unzertrennlich mit der ganzen Proceßordnung zuſammen, daß fie 
ier unbedingt mit entſchieden werden muß, und in dieſer Beziehung möchte 
ich die Commiſſion nur bitten, weniger das Intereſſe der Advocaten als das 
Intereſſe des Volkes im Auge zu haben 3 

Die Advokatenfreiheit, die volle Freizügigkeit der Adpvokatoren kann leicht 
dazu führen, daß in einem großen Theile der Rechtsſize keine Advokaten 
find und daß fie in anderen überhäuft find. Eine ähnliche Erfahrung haben 
wir bereits bei den Aerzten gemacht; der Advokat aber ſteht doch noch in 
weit innigerem Connex mit der Offentlichkeit als der Arzt. Inſoweit alſo 
ein Eingriff in die Juſtizverwaltung, die ja den Einzelſtaaten unzweifelhaft 

uſteht, nicht ſtattfindet, kann gar kein Intereſſe vorliegen, beſondere particu⸗ 
are Einrichtungen auf Grund der Befürchtung, ein Stückchen Souveränetät 
u verlieren, feſtzuhalten, im Uebrigen können wir in dieſer Beziehung mäßig 
Ei, weil wir es in Wahrheit ſchon mit einer lang gewohnten Gleichſtellung 
zu thun haben. (Beifall.) . 8 f 

Bundesbevollmächtigter badiſcher Staatsminiſter v. Freydorff: Die 
Reichsgeſetzgebung it zu derſelben Gerichtsverfaſſung namentlich in Straf: 
ſachen auf ganz ſelbſtſtändigem Wege gelangt, welche bereits ſeit 10 Jahren 
in Baden beſteht. Nach dem Entwurf ſollen die ſchweren Verbrechen von 
den Geſchworenen, die mittleren von dem Richter und die geringeren von 
Richtern und Schöffen abgeurtheilt werden. Hier urtheilt alſo in der oberen 
Inſtanz der bürgerliche Verſtand, in der mittleren auschließlich der juriſtiſche 
und in der unteren juriſtiſcher und bürgerlicher Verſtand zuſammen. Seit 
1864 beſteht ganz dieſelbe Einrichtung in Baden und es iſt ein irgend wie 
dringendes Verlangen, dies Syſtem aufzuheben und zu ändern weder in 
juriſtiſchen Kreiſen, noch im Volke, noch in der Preſſe hervorgetreten. Die 

ünſtigen Erfahrungen, die in Baden mit den Schöffengerichten gemacht ſind, 
timmen vollſtändig mit denen in Sachſen und Hannover überein. Ebenſo 
iſt Baden aber auch mit der Aufhebung des Recurſes bei den Schöffen⸗ 
gerichten ſeit 10 Jahren vorgegangen und es hat ſich dieſe Einrichtung, die 
bier jo ſcharfe Angriffe HR daſelbſt durchaus bewährt und erprobt. Es 
iſt bis heut keine Stimme laut geworden, welche die Wiedereinführung des 
Recurſes verlangt hätte. 5 : 

Abg. Thilo: Ich erkenne es bei der vorliegenden Straſproceßordnung 
als einen beſonderen Vorzug an, daß ſie beſtrebt iſt, unter allen Umſtänden 
raſche Juſtiz zu ſchaffen. Ich begrüße es daher beſonders, daß man das 

andatsverfahren conſervirt und damit für geringere ſtrafdare Handlungen 
die Möglichkeit gewährt hat, daß die Strafe der That auf dem Fuße folgt. 
Dem Angeſchuldigten wird einfach der Strafbefehl zugeſtellt, welcher ſich in 
ein rechtskräßiges Erkenntniß verwandelt, wenn der Angeſchuldigte nicht 
binnen einer beſtimmten Friſt Widerſpruch erhebt und auf richterliche Ent⸗ 
ſcheidung anträgt. In der Erweiterung der Zuziehung des Laienelements 
erkenne ich mit dem Abgeordneten Miquel ein Mittel zur A des Rechts⸗ 
bewußtſeins im Volke. Auch ich erinnere mich als mehrjähriger Schwur⸗ 

erichts⸗Präſident keines Falles, in welchem ich nicht den Spruch der Ge⸗ 
0 worenen mindeſtes für ſachgemäß erachtet hätte. Ein großes Gewicht lege 
ich dabei allerdings auf die ſachgemäße Auswabl ber Geſchworenen, welche, 
wie ich zugebe, bisher in Preußen von Verwaltungsbehörden nicht immer 
mit der nöthigen Umſicht vorgenommen worden iſt. Jetzt wird aber der 
Schwerpunkt in die Urliſte verlegt, welche ein Collegium, an deſſen Spitze 
der Amtsrichter des Bezirks ſteht, aufitellt, und aus welcher wieder eine 
engere Auswahl durch einen zweiten Richter getroffen wird. Es iſt ferner 
die Grenze weggefallen, welche die Geſchworenenfunction an einen beſtimmten 
Steuerſatz knüpft, ſo daß der Vorwurf, man mache die Höhe der Intelligenz 
von der Steuer abhängig, keinen Boden mehr findet. Ich will es dahinge⸗ 
ſtellt fein laſſen, ob man nicht die Thätigkeit des Laienelements durch deſſen 
gleichzeitige Verwendung im Schwur⸗ und Schöffengericht überanſtrengt, für 
dieſen Fall bin ich aber gern bereit, die Zwölfzahl der Geſchworenen zu ber: 
mindern und will mich mit acht begnügen, die dann ihr Verdiet mit Ein⸗ 
ſtimmigkeit ſprechen mögen. ir könnten dann auch die mittleren Ge⸗ 
richte mit Schöffen beſetzen und würden dadurch nicht blos Conſequenz in 
das Geſetz bringen, ſondern könnten auch die Zahlen der rechtsgelehrten Bei⸗ 
ſitzer in der Mittelſtufe vermindern, was im Intereſſe der Richterzahl über: 
Haug und der würdigen Ausſtattung des Amtes nur zu wünſchen wäre. 
eſtatten Sie mir noch einige Worte über die Berufung zu ſagen. Es 
mag theoretiſch richtig erſcheinen, die Möglichkeit offen zu halten, einen Rich⸗ 
terſpruch ſo oft als nur möglich zu revidiren. Dann müßte man aber auch 
eſtatten, ſogar in dritter Inſtanz die thatſächliche Feſtſtellung anzufechten. 

ill man das aber nicht, jo hat man nur zu unterſuchen, ob die zweite In⸗ 
ſtanz Garantien dafür bietet, daß ſie ein ſachgemäßeres Urtheil als das Un⸗ 
tergericht fällen wird. Nun beſitzen wir in den Motiven eine intereſſante 
ſtaliſtiſche Zuſammenſtellung der in den letzten Jahren in Baden und Frank: 
reich eingelegten Berufungen und dieſe zeigt, daß ſelbſt bei dem Mangel aller 
Kautelen, mit denen das Verfahren erſter Inſtanz jetzt umgeben werden ſoll, 
doch die Zahl der eingelegten Appellationen eine äußerſt geringe iſt, und daß 
wieder nur ein ganz verſchwindender Prozentſatz derſelben zu einer Abände⸗ 
rung des erſten Erkenntniſſes geführt hat. Nun ſind aber die Schwierig⸗ 
keiten, ein richtiges Bild von dem Sachverhalte zu gewinnen, für den zwei⸗ 
ten Richter viel größer als für den erſten, denn er wird ſchon der großen 
Entfernung wegen von einer vollſtändigen Wiederholung des Zeugenbeweiſes 
abſehen len wodurch wiederum der Grundſatz der Mündlichkeit verletzt 
wird. Ich halte daher ein vorſichtiges Verfahren in erſter Inſtanz für die 
beſte Garantie eines Richterſpruches. Daneben genügt die im Eutwurfe vor⸗ 

eſehene Erweiterung der Wiederaufnahme der Unterſuchung vollkommen. 
ch habe nur das eine Bedenken, daß ſie auch zuläſſig fein ſoll, wenn der 
e nachträglich ein außergerichtliches Geſtändniß abgele t hat. 
Wer einmal freigeſprochen iſt, ſollte es auch definitiv ſein, es müßte ihm 
denn nachgewieſen werden, daß er ſeine Freiſprechung einem von ihm ſelbſt 
inſtruirten falſchen Zeugniſſe verdankt. Im Großen und Ganzen bezeichnet 
der Entwurf einen großen Fortſchritt, er iſt das Werk ae practiſcher 
Erfahrungen, und meine Herren, beherzigen Sie auch hier das Wort des 
au : „Grau, Freund, ift alle Theorie, doch grün des Lebens goldner 
aum! 

Abg. Dr. Zinn: Ich bin ebenſo wie Herr Miquel bier Saul unter den 
Propheten und wenn ich mich trotzdem der Hoffnung hingebe, daß Sie auch 
in dieſem Stadium der Verhandlung einem Laien für einen Augenblick 
SR ſchenken werden, — Sie werden ja ſpäter das Laienelement bei der 
Rechtsſprechung auch hören — ſo geſchieht es mit der Verſicherung, daß ich 
in einer zwanzigjährigen Wirkſamkeit die verſchiedenſten Rechtsgebiete kennen 
gelernt habe und überall zu lernen bemüht geweſen bin, auch da, wo meine 
amtliche Stellung mich nicht in directe Berührung mit dem Rechtsleben 
brachte. Ich möchte mich mit dem Waſſertropfen vergleichen, deſſen Ver⸗ 
miſchung mit dem Oele der rechtskundige Abgeordnete für Olpe nicht geſtatten 
will. Es ift aber wohl möglich, daß das juriſtiſche Oel im Laufe der Zeit 
etwas an Leuchtkraft verloren hat, und vielleicht trägt die Beimengung des 
Laienelements dazu bei, daß das Oel wieder heller und ſtärker leuchtet. Ich 
bin ein Freund der Schöffengerichte, muß aber dennoch wünſchen, daß zur 
Zeit die politiſchen und Preßvergehen von den Geſchworenen abgeurtheilt 
werden. Ich habe lange in dem kleinen Canton Sanct Gallen gelebt. 
Dort ſind der oberſte Gerichtshof und die Bezirksgerichte, wenn auch nicht 


dem Namen, ſo doch der Sache nach Schöffengerichte. In unterſter Inſtanz 
h Bun der Friedensrichter, der in den meiſten Fällen, vorzüglich in allen 


audbezirken ein Laie iſt. Das Verhältniß der Laien zu den rechtsgelehrten 
Richtern wechſelt je nach dem Vorhandenſein geeigneter Kräfte. Dieſe In⸗ 
Runtion hat ſich fo bewährt, daß man in Sanct Gallen die Einführung der 


Schwurgerichte, welche einige andere Cantone in den fünfziger Jahren adop⸗ 
tirt hatten, als einen Rüſchritt anſah und davon Abſtand nahm. Die 
politiſchen und Preßvergehen verwies man vor den oberſten Gerichtshof. 
Anders liegt aber die Sache in Deutſchland. 

Hier genießen die Schöffengerichte noch nicht das zur Aburtheilung dieſer 
Art von Vergehen erforderliche Vertrauen, und es wäre ein ſchwerer Fehler, 
dieſen Umſtand einfach zu ignoriren. Die Entwickelung des Rechtsgedankens 
in der Schweiz bietet viele Analogien mit der unſrigen, der Gedanke eines 
Gerichtshofes brach ſich auch dort trotz des Widerſtandes des Kantönligeiſtes 
Bahn, und man verlegte den Sitz des Bundesgerichts nach Lauſanne in das 
Herz des Kantonalismus. Ich würde rathen, unſer Reichsgericht nach München 
zu verlegen, wenn wir damit den Widerſtand Baierns gegen daſſelbe beſeitigen 
könnten; mein Wahlkreis wenigſtens iſt von der Nothwendigkeit einer ein⸗ 
beitlichen höchſten Inſtanz durchdrungen. Schließlich möchte ich Ihnen die 
Bitte des Abg. v. Schöning wiederholen: Schließen Sie von Ihrer Com⸗ 
miſſion das Laienelement nicht ganz aus, denn Sie machen Geſetze für das 
deutſche Volk, nicht blos für den Juriſtenſtand. N 

Abg. Dr. Lasker: Mit dem größten Bedauern habe ich ge ſtern von dem 
preußiſchen Herrn Juſtizminiſter Anſchauungen entwickeln hören über die 
Zuſammenſezung der Gerichte, welche, wenn ſie von uns befolgt werden 
ſollten, den Entwurf zu Falle bringen müſſen. Wenn er die Geſchworenen 
für ein ziemlich ſchlechtes Inſtitut erklärt und Ihnen gerathen hat, um die 
armonie herzuſtellen, lieber die Schöffen der unteren Inſtanz zu ſtreichen, 
was bleibt dann von der ganzen uns vorgeſchlagenen Organiſation übrig? 
Nur das Fünfmännercollegium für Vergehen mittlerer Ordnung, die Rück⸗ 
kehr zu den gelehrten Richtern. Ein Entfernen der Schöffen aus der untern 
Inſtanz iſt entſchieden gleichbedeutend mit einer völligen Umarbeitung des 
Entwurfes und unſerer Organiſationspolitik. — Einem Einzelrichter werden 
wir gewiß nun und nimmehr die Competenz zutrauen, welche der Entwurf 
jetz den Schöffengerichten zuweiſt und gar erk vom Ausſchluß einer Beru⸗ 
fung zu ſprechen, davon kann nicht entfernt die Rede ſein. Mit dem Auf⸗ 
geben der erſten Idee des Entwurfes, ſtürzen die allermeiſten neuen Gedan⸗ 
ken, die eingeführt werden ſollen, zu ammen. Außerdem ſind mir die 
Aeußerungen über die Geſchworenen gerade aus dem Munde des Mannes, 
der an der Spitze der e des 1 1 deutſchen Staates ſteht, 
ſehr unwikommen geweſen, weil ja vorausſichtlich dieſe Juſtitution eine Ge: 
richtsinſtitution des Landes bleiben wird, und zwar an der Stelle, wo fie 
das größte Zutrauen erwartet. Wie muß aber dieſes Zutrauen vermindert 
werden, wenn von der Spitze der Juſtizverwaltung aus ihr ein ſo ſchlechtes 
Zeugniß ausgeſtellt wird. Die Klagen über die jetzige Wirkſamkeit der Ge⸗ 
ſchworenengerichte hängen mit dem ganzen Prozeßverfahren zuſammen. Mit 
dem heutigen Verfahren, mit der heutigen Stellung des Staatsanwalts, der 
als unabhängige und ſelbſtſtändige Behörde dem Schwurgericht gegenüber⸗ 
ſteht, mit der wahrhaft unwürdigen Stellung, die überall der Vertheidigung 
a iſt, können Sie keine guten Reſultate erreichen. Schelten Sie 
nicht die zwölf Geſchworenen, ſondern ſuchen Sie Schuld da, wo ſie nach 
dem gegenwärtigen Geſetze liegt, Unſer geſammter Prozeß, namentlich wie 
er ſich in ee en geſtaltet hat, erfüllt nicht die allererite Bedingung, die 
an einen Prozeß geſtellt werden muß, es iſt kein geordnetes, es iſt ein 
anarchiſches Verfahren. (Sehr wahr!) 


In der Vorberathung hat allein der Staatsanwalt das Wort, während |f 


der Angeklagte von dem, was geſchieht, nicht einmal Kenntniß erhält. Richter 
und Staatsanwalt ſtellen die Momente der Anklage zuſammen, ſo daß es 
dem Angeklagten ſchwer wird, dieſelben in der mündlichen Verhandlung zu 
erſchüttern. Der Vertheidiger iſt eine ganz unweſentliche Perſon, die dem 

Vorſitzenden gegenüber oft ganz hilflos gegenüberſtehen. Fragen Sie nur 
die Vertheidiger, welche Behandlung ſie oft von dem Vorſitzenden erfahren! 
Der Abgeordnete Haenel hat bereits betont, daß nach dem Verfahren, wie 
es der Entwurf feſtſetzt, an den Wegfall der Appellation nicht zu denken iſt: 
Sie verführen den Angeklagten, ſeine Angelegenheit zu verſäumen, wenn 
Sie ihm nicht zeitig zeigen, daß die Entſcheidung mit dem erſten Richter⸗ 
ſpruch fallen wird. Vielleicht haben ſich Leute an mich gewandt, welche ver⸗ 
urtheilt worden ſind und unter Betheuerung ihrer Unſchuld mich fragten, 
was ſie thun könnten. Ich habe ihnen ſagen müſſen: nach unſerem Ver⸗ 
fahren iſt gegen einen einmaligen Fehler eine Abhilfe gar nicht mehr mög⸗ 
lich. Wie ſteht es aber mit den Hoffnungen auf dir zweite Inſtanz? Nir⸗ 
gends finden Sie ſopiel Düfteleien, als in den Criminalerkenntniſſen der 
preußiſchen Appellationsrichter, ohne in der Sache ſelbſt zu einer Entſchei⸗ 
dung zu kommen. Ihre Deductionen laufen im Endziel darauf hinaus, ſie 
vermöchten die thatſächlichen Feſtſtellungen des erſten Richters nicht zu er⸗ 
ſchüttern. Wir haben erſt neulich einen ſehr wichtigen Fall erlebt, in welchem 
der Angeſchuldigte gegen ſeine Verhaftung ſich an den Appellationsrichter 
wendete, welcher ihn beſchied, daß er die thatſächliche Feſtſtellung des erſten 
Richters nicht zu erſchüttern, die Haft deshalb nicht aufzuheben vermöchte. 
Das Obertribunal hat ſich ebendahin ausgeſprochen. Zudem können Appel⸗ 
lationsgerichte nur in großen Sprengeln hergeſtellt werden. Und nun 
müſſen die Zeugen oft große Reiſen machen, um lediglich zu wiederholen, 
was fie ſchon vor dem erſten Richter ausgeſagt haben. Natürlich möchte 
jeder Menſch, dem ein Uebel zugefügt iſt, am liebſten 6 Inſtanzen haben, 
aber Sie entkräften ſeine Energie dadurch in dem Stadium, wo ſie am wirk⸗ 
ſamſten fein wird, nämlich in der erften Unterfuchung- 

Eine Appellation, wie ſie in Preußen beſteht, nenne ich gar kein Rechts⸗ 
mittel, denn der Richter zweiter Inſtanz kommt ſchon mit ſeinem fertigen 
Urtheil in die Audienz, in welcher die Verhandlung erſt vor ſich gehen ſoll. 
Wenn ich aber in einer Beziehung die Majeſtät des Rechtes hinabgezogen 
ſehe, jo iſt es dann, wenn ein in erſter Inſtanz Freigeſprochener vor den 
zweiten Richter geſchleppt wird. Aber ich ſtimme denen bei, welche ſagen, 
der Staat darf nicht ſeinen Criminalproceß ſo führen, daß er ein Netz über 
den Angeklagten ausſpannt, um ihn zu fangen nach allen Regeln der Klug⸗ 
55 fo daß es im Termine für den Staatsanwalt und den Vorſitzenden des 

erichts ſich um eine bloße Haſenjagd handelt. Das wird aber immer ein⸗ 
treten, fo lange nicht die Zeugen von beiden betheiligten Parteien gefragt 
werden können. Es iſt jo wie fo ſchwer, ſich aller Einzelnheiten einer ber: 
gangenen Thatſache zu erinnern, und nun denlen Sie ſich die Lage der Zeugen 
vor dem Richter, der ihrer Erinnerung nicht nachhelfen kann und ihre Aus⸗ 
ſage mit anderen Worten, als ſie gebraucht ſind, ins Protocoll aufnimmt. 
Ein ſolches Zeugniß hat für mich einen äußerſt geringen Werth und ſpielt 
doch eine ſehr große Rolle im gegenwärtigen Verfahren. In dem was Sie 
als Vorverfahren hier vorſchlagen, ſteckt aber noch ein weiterer Nüdjchritt. 
Der Staatsanwalt kann, ohne eine förmliche Unterſuchung zu beantragen, 
ſich durch Requtſitionen aller möglichen Polizei⸗ und Gerichtsbehörden Ma⸗ 
terial für feine Anklage ſammeln, ohne daß der Angeſchuldigte eine Ahnung 
davon hat, daß es ſich um ſein Leben, ſeine Ehre handelt. Erſt durch die 

Anklage erfährt er, um was es ſich handelt; dieſe iſt aber ſo kurz, daß er 
nicht erkennen kann, was gegen ihn vorgebracht werden wird, und 
darum auch außer Stande iſt, feine Vertheidiger zu inſtruiren. Der Miniſter 
v. Mittnacht nennt das ein präparatoriſches Verfahren. Um aber dafür den 
Charakter einer Information beizubehalten, ſollen die Zeugen nicht vereidigt 
werden. Hiervon werden aber wieder zwei Ausnahmen gemacht, ein mal 
wenn ſie zu weit wohnen, um zur Hauptverhandlung geladen zu werden, 
und . der Wahrheit nothwendig iſt. 

So wird immer im Nachſatze ein Recht entzogen, das im Vorderſatze ge⸗ 
geben worden. Der Angeklagte ſoll ſich einen Vertheidiger nehmen können, 
derſelbe darf aber dem dene des alen m nicht beiwohnen, und 
eben ſo wenig vor geſchloſſener Vorunterſuchung mit ihm allein ſprechen. 
Soll es denn nicht zuläſſig ſrin, daß der Vertheidiger den Angeſchuldigten 
darauf hinweiſt, daß ſeine Ausſage keine Wahrſchemlichkeit hat, daß fie ihm 
nicht vortheilhaft, ſondern nachtheilig iſt? Der Vertheidiger darf zwar die Acten 
einſehen, aber nicht vor Schluß der Unterſuchung und nicht, wenn der Zweck 
der Unterſuchung dadurch geſtört werden könnte. Es liegt ſomit ganz im 
Belieben des Richters, ob der Angeklagte eine Vurtbeidigurg bat oder nicht 
Bis zur Hauptverhandlung giebt es auch nach dieſem Entwurf kein organi⸗ 
ſirtes Verfahren. Laſſen Sie doch nicht den Richter Polizei ſpielen, ſondern 
bertheilen Sie, ſobald der Richter angerufen wird, die Parteirollen des Ans 
klägers und Vertheidigers in gleicher Weiſe, damit Anklage und Verthei⸗ 
digung in gleicher Weiſe auf die Hauppperhandlung vorbereitet find. Dann 
wird biefe Hauptverhandlung diejenigen Gaantien geben, welche jetzt durch 
eine Berufung gegeben werden ſollen. In England wird das Verfahren be⸗ 
reits in dieſer Weiſe gebandhabt; nun es giebt auf dem Continent eine jo 
prompte und ſcharfe Criminaljuſtiz nicht wie in England. (Ruf: Tichborne 9 
Bei mündlichen Verfahren können allerdings Fälle wie Tichborne vorkommen, 
Sie ſchließen fie aber mit den] Mitteln der Vorunterſuchung nicht aus. 
Sie werden nicht früher zu einem geordneten Verfahren kommen, vis Sie 
auch die Vorunterſuchung gehörig organiſiren. 

Meine Herren, wenn Sie ein fo organiſirtes Vorverfahren haben, dann 
können Sie auch zu dem Hilfsmittel des Entwurfes greiſen, daß ein Richter 
entſcheiden kann, ob eine Sache zu einem Gericht dieſer oder jener Ordnun 
Er Wie es in dem Entwurf vorgeſchlagen wird, ſcheint mir dieſes Mitte 
abjolut unannehmbar. Dieſes Hin⸗ und Herſchieben iſt urſprünglich auf eine 
Gerichtsverfaſſung mit Schöffen in allen Ordnungen berechnet geweſen; wie 
können Sie aber jetzt noch, nachdem wir drei innerlich völlig verſchiedene 
Proceßarten — Geſchworenengerichte, gelehrte Richter und Schöffengerichte — 


werden ſoll, ob die Sache dem Gericht erſter, zweiler oder dritter Ordnung 
laren e werden ſoll, und zwar noch dazu ohne Zuſtimmung des Ange⸗ 

agten? Es wird das entſchieden, indem die Frage — ich will mich fo aus⸗ 
drücken — auf die plumpſte Weiſe abgejchnitten worden iſt nach gewiſſen 
Jahren von Gefängniß und Zuchthaus. Dieſe Eintheilung iſt ſchon an ic) 
eine bedauerliche und ich habe ſchon beim Militärſtrafgeſetzbuch gegen die 
Eintheilung der firafbaren Handlungen in Verbrechen, Vergehen und Ueber⸗ 
tretung die kräftigſte Oppoſition gemacht. Ich babe ſchon damals geſagt, ich 
fürchte, daß dieſe geſährliche Dreitheilung beim Strafproceß wieder zum Vor⸗ 
ſchein kommen werde. Nun, m. H., man hat ſich in dem vorliegenden Ent⸗ 
wurfe wirklich im Weſentlichen wieder an dieſe ſchematiſche Eintheilung ges 
balten. Aber, m. H., iſt denn eine ſolche Ausführung möglich, entſpricht ſie 
in dieſem Proceſſe dem materiellen Strafrecht? In letzterem haben wir die 
einzelnen Vergehen und Verbrechen unter ein ſehr weitgehendes Minimum 
und Maximum geſetzt und damit iſt ausgeſprochen, daß der Name der ſtraf⸗ 
baren Handlungen für jede umſichtige Geſetzgebungspolitik unmöglich iſt. 
Solche Abgrenzung beſteht eben nicht mehr, ein Verbrechen kann mit we⸗ 
nigen Monaten Gefängniß beſtraft werden, die Strafe für ein Vergehen 
kann herabgemindert werden bis zur Strafe für eine Uebertretung. Hier 
gerade beim Straſproceß hätte der Gedanke zum Ausdruck kommen müſſen, 
daß nach dem neuen Criminalrecht nicht mehr der Name der Handlung ent⸗ 
ſcheidend iſt, ſondern die Natur des Be Vergehens. Denn es iſt nicht 
richtig, Kategorien zu machen und ein Gericht gleichſam mit größeren Bürg⸗ 
ſchaften ausſtatten als das andere und lediglich nach dem fälligen Namen 
des Vergehens auf dies oder jenes Gericht hinzuweiſen. Wie unannehmbar 
eine ſolche Eintheilung iſt, zeigt uns der Entwurf ſelbſt beim Preßvergehen, 
indem er alle Antragsvergehen vor das Schöffengericht verweist, aber ſelbſt 
die Ausnahme macht, daß die durch die Preſſe begangenen Injurien nicht 
vor die Schöffen, ſondern vor das Gericht mittlerer Inſtanz gehört. Hierbei 
bat einmal der richtige Gedanke durch den Kopf des Geſetzgebers geblitzt, 
daß es nicht darauf ankommt, unter welcher Rubrik des großen Geſetzge⸗ 
bungsregiſtrators das Verbrechen zu bringen iſt, ſondern daß das Verbrechen 
ſeiner Natur nach geprüft werden muß. Der Reichstag hat vor einem Jahre 
den Wunſch ausgeſprochen, das Preßvergeben vor die Geſchworenen zu ver⸗ 
weiſen und er hat damit ausgedrückt: das Preßvergehen iſt ein Vergehen, 
welches man nicht hineinbringen kann mit der juriſtiſchen Definition, daß es 
wegen der geringeren Strafe, mit welcher es bedroht ſei, ebenſo behandelt 
werden müſſe, wie alle übrigen Vergehen. Sie haben z. B. geſagt, den 
Schöffen ſolle der Widerſtand gegen die Staatsgewalt zugewieſen werden, 
wenn nicht auf mehr als auf 3 Monate erkannt werden ſoll. In den Mo⸗ 
tiven ſteht aber ſelbſt ausgeſprochen, daß das Schöffengericht nicht ſo viele 
Garantieen biete, wie das Gericht mittlerer Ordnung. Kann nun wirklich 
ein Vergehen, wie der Widerſtand gegen die Staatsgewalt nur deshalb, weil 
es nur mit 3 Monaten Gefängniß beſtraft wird, vor einem Gerichte abge⸗ 
urtheilt werden, welches weniger Garantieen giebt? Vor die Schöffen ge⸗ 
hören ferner die Polizeivergehen, welche viel bedentſamer find, als fie ſchei⸗ 
nen, da gerade bei ihnen der allergrößte Theil des öffentlichen Rechts zum 
Ausdruck kommt. 5 

So hat neulich ein Richter in Potsdam erkannt, daß eine Verſammlung 
der Genoſſenſchaften polizeilich angemeldet werden müſſe, weil die Genoſſen⸗ 
chaften unter dem Vereinsrecht ſtänden. Cine ſolche Anſicht würde eine 
wirthſchaftliche Bewegung völlig zu Grunde richten und in Conſequenz dieſes 
Erkenntniſſes, welches das Appellationsgericht beftätigt hat, werden diejenigen 
Vereine, von denen wir einen fo bedeutenden wirthſchaftlichen Aufſchwung 
erwarten, plötzlich zu politiſchen Vereinen gemacht und ſtehen zur Dispoſi⸗ 
tion der Polizei in einem a J Sinne. (Hört!) Der Anwalt der Ge⸗ 
noſſenſchaften hat ſich an den Juſtizminiſter wenden müſſen, damit dieſer 
ſeinen Oberſtaatsanwalt anweiſe, im Namen des Staates Widerſpruch zu er⸗ 
heben beim Obertribunal, damit wir wenigſtens zum böchſten Richter dahei 
gelangen können. Da nun in dieſem Entwurf nicht einmal ein ſolches Re⸗ 
medium gegeben iſt, ſo kommt alſo bei dem Gericht unterſter Ordnung zur 
Entſcheidung: der gegenwärtig gegen den Verein unternommene große poli⸗ 
tiſche Feldzug, die wirthſchaftliche Frage in der Form von Genoſſenſchaften 
und die bedeutendſten Fragen des Strafrechts und des öffentlichen Lebens. 
Daraus folgt, daß es bloß eine Routine, eine vom Geiſt nicht durchdrungene 
Arbeit iſt, die Gerichtsform lediglich zu beſtimmen, nach dem Namen der 
Vergehen und nach dem Maximum ihrer Strafe, während ein guter Geſetz⸗ 
geber den Proceß jetzt ſo organiſiren muß, wie vorher das Strafrecht orga⸗ 
niſirt worden iſt, d. h. jedes einzelne Verbrechen prüfen muß, ob es ſeiner 
Natur nach vor dieſes, oder vor das andere Forum verwieſen zu werden am 
beſten geeignet ſei. Und nun, m. H., wie iſt die äußere Form dieſes Ver⸗ 
fahrens, das Fan Na vorgeſchlagen wird? Bei der Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens ſoll mit Zuſtimmung des Staatsanwalts die Strafkammer erkin⸗ 
ren können, daß Sachen, welche der Geſetzgeber ihrer Qualität nach vor die 
Geſchworenen verwieſen hat, doch vor das Fünfmännercollegium kommen 
ſollen, oder die vor das Fünfmännercollegium kommen ſollten, vor das Schöf⸗ 
ſengericht, zu einer Zeit, in der der Entwurf ſelbſt zugeſteht, daß nach feiner 

dee das Material für die Beurtheilung noch gar nicht vorhanden iſt. 
Denn der Entwurf ſchreibt ſelbſt vor, daß ſelbſt im Falle der Vorunterſu⸗ 
chung die Sache nur ſoweit geführt wird, daß man daraus ſehe, ob Ver⸗ 
dacht genug vorhanden ſei, um das Hauptverfahren zu eröffnen. 

Sie können ja das Strafmaß nicht jo loslöſen von dem Drama, welches 
ſich ſpäter abwickeln wird. Die wenig inſtruirte Sache wird, ohne den Wi⸗ 
derſpruch des Angeklagten gehört zu haben, dem Gertcht unterer Ordnung 
überwieſen, welches nach der Verhandlung anſtatt des Erkenntniſſes erklärt: 
„meiner Meinung nach muß höher geſtraft werden, als mir geſetzlich zuſteht.“ 
Der ganze Proceß wird zurückverwieſen, nochmals unterſucht und im Sinne 
des Richters, der die Sache zurückgeſchickt hat, erkannt. Iſt dies Verfahren 
rathſam, iſt die Zeit des Angeklagten gar nichts? Sind alle die bezeichneten 
Vorgänge gleichgültig? Und doch geſchieht das alles ohne Hinzuthun des 
Angeklagten. Wenn Sie eine ordnungsmäßige Vorunterſuchung haben, in 
welcher beide Parteien gehört werden und das vorhandene Material durch⸗ 

eſichtet iſt, fo kann wohl ſchließlich der Richter ſagen: „ich bin nicht in der 
Lage, jetzt, wenn ich einen Spruch 5 fällen hätte, eine geringere Strafe zu 
erkennen“, und dann kann er den Spruch ſelbſt fällen, wenn der Angeklagte 
damit einverſtanden iſt. Dieſer reformatoriſche Gedanke iſt ein überaus 
fruchtbarer, der vor einigen Jahren mit dem größten Erfolge durchgeführt 
worden iſt, Der Richter unterſucht die Thatſache und bei gewiſſen Vergehen 
kann der Einzelrichter den Angeſchuldigten fragen, ob er von ihm abgeur⸗ 
theilt werden, oder vor das Sera 2 werden ſolle; und da der 
Einzelrichter nur bis zu 6 Monaten Gefängniß oder Strafarbeit erkennen kann, 
weiß der Angeklagte, ob er in ſeinem Schuldbewußtſein 1 iſt, wenn 
er eine geringere Strafe ſummariſch erhält, oder ob er lieber vor den höher 
ren Richter gehen will. Es wird alſo nicht wie gegenwärtig nach der Vor⸗ 
unterſuchung die Sache vor einen anderen Richter geſchickt werden. Ich er⸗ 
kenne an, daß im Hauptverfahren nun ein geordnetes Verfahren eintritt 
und von da ab die Garantien gegeben werden. Aber ich vermiſſe einen 
weſentlichen Punkt, das Vernehmen von Zeugen. 

Allerdings geben Sie dem Angeſchuldigten und dem Staatsanwalt das 
Recht, dem Richter das Ausfragen von Zeugen abzunehmen. Wenn aber! 
der Staatsanwalt widerſpricht, oder der Vertheidiger es ſich bequem machen 
will, dann vernimmt der Richter die Zeugen. Nicht als Recht, als Pflicht 
müſſen Sie dem Staatsanwalte und dem Vertheidiger die e 
Zeugen übergeben. Dieſe Unterſcheidung it durchaus nicht gleichgiltig. e ui 
lich muß der Richter ſtets Herr des Verfahrens bleiben und einſchreiten kön 
nen, wenn die Frage ihre Grenzen überſchreitet. Mit vollem Rechte geht d 5 
Entwurf davon aus, daß die Verfolgung im Criminalrecht eine dom Staa 
und feinen Organen ſelbſtſtändig zu würbigende Handlung ſei und daß d 8 
Princip des Parteiproceſſes nicht in vollſter Strenge durchgeführt werde 
könne. Aber wenn Sie den Staatsanwalt gänzlich unter die Weiſun d 
Juſtizverwaltung ſtellen, dann können Sie die Frage, ob eine Verfo b 
eintreten ſoll, nicht ausſchließlich von der Verfügung des Staatsanwalts an, 
hängig machen. Als Auskunftsmittel wollen Sie die Privatanklage zulallnit 
wo es ſich um Antragsvergehen handelt. Aber verwirren Sie ni t dagen 
das materielle Recht, wenn Sie dieſe beiden Dinge, die nicht analog zu g bei 
brauchen, analog gehen laſſen? Ich erinnere Sie daran, daß wir ger ebiet 
Betrug, Unterſchlagung und bei ſolchen Vergehen, die ganz in das alten 
der he den Antrag nicht zugelaſſen haben. 5 
Sie es nun nicht für richtig, daß in ſolchen Fällen die ſtrafrechtliche 
gung auch nicht möglich ſein ſoll, ſobald der Staat oder der Staat 
es nicht im öffentlichen Intereſſe findet, die Verfolgung eintreten Hr Dürfen 

Ich gebe gern zu, daß wir die Popularklage nicht werden zulaſſen 
weil dieſe Ha eine ſehr gefährliche werden kann, aber dem Sta cheint mir 
allein die Verfügung zu geben, ob die ra ig eintreten jolle, 1 N im⸗ 
gleichfalls keine glückliche Sfuna zu ſein. Wir werden auch einig müſſen, 
mungen über die Strafpollſtreckung in den Entwurf an ne dige® 
obgleich wir allerdings Rn in der Lage fein werden, ein vo babe i 
bes vac uchs daf 
reits darau 
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Damals wurde ich auf den Straſproceß berwieſen und es it anerkannt wor⸗ 
den, daß dem Strafrechte der aber weſentlichſte Theil der Beſtimmtheit fehlt, 


ertheilten geſtern Nachmittag einige Audienzen, hörten heute Vormittag 
die Vorträge des Kriegsminiſters und des Chefs des Militär⸗Cabinets 
und nahmen militäriſche Meldungen entgegen. Nachmittags um 
2% Uhr ſind Se. Majeſtät vom Hamburger Bahnhof aus zur Jagd 
nach der Göhrde abgereiſt. Im Allerhöchſten Gefolge befinden ſich 
der General-Adjutant Graf von der Goltz, der Hof-Marſchall Graf 
Perponcher, die Flügel⸗Adjutanten Oberſt Fürſt Radziwill und Major 
von Winterfeld und der Leibarzt Sr. Majeſtät, Generalarzt Dr. von 
Lauer. 

[Ihre Majeſtät die Kaiſerin-Königin!] reift heute von 
Coblenz nach Weimar. Die Hofdame Gräfin Münſter und der dienſt⸗ 
thuende Kammerherr, Landrath Freiherr von Frentz, haben die Ehre, 


tbatjählihen Verhaltniſſe zulaſſen. Wir aber müſſen dafür ſorgen, daß der Ihre Majeftät zu begleiten. (Reichs⸗Anz.) 

S de dien en bil 98 ee Bu Kah gen An nw = Berlin, 26. November. [Ein neues Bankgeſetz. — 
ie das Geſetz es will. Nach alledem, meine ich, 8 2 2 i 
viel juriſtiſche und fachliche Unterſuchungen nothwendig als gerade der Straf: Aus dem Bundes rathe. Große Studentenverſamm 


lung.] Im Reichskanzleramt iſt der Entwurf eines Bankgeſetz⸗Ent⸗ 
wurfes mit Einführung der Reichsbank ausgearbeitet, er wird dem— 
nächſt den Mitgliedern des Bundesrathes zugehen. Iſt dies aber der 
Fall, dann iſt ein neuer Beſchluß über die Bankfrage erforderlich und 
folgerecht die abermalige Einbringung des Entwurfes an den Reichs⸗ 
tag. Es iſt nun davon die Rede, dieſer formellen Procedur dadurch 
aus dem Wege zu gehen, daß man Seitens des Bundesrathes über 
deſſen Acceptirung der Reichsbank in dem Geſetz und über die Grenzen, 
in welchen das Inſtitut in das Leben treten ſoll, der Bankgeſetz-Com⸗ 
miſſion Mittheilung macht und derſelben überläßt, danach ihre Arbei⸗ 
ten fortzuſetzen und dem Reichstage Vorſchläge zu machen. Uebrigens 
erhält ſich auch heute die Angabe, daß das Bankgeſetz in dieſer Seſſion 
nicht zu Stande kommen, und dieſelbe vielmehr vor Weihnachten ihr 
mung des Angeklagten beſchloſſen werden. Dennoch ba Ende finden werde. — Im Laufe der nächſten Woche werden im 
ich, daß die Commiſſion in Uebereinſtimmung mit der Regierung alle dieſe Reichstage die Entwürfe über den Landſturm und die Controle über Perſo⸗ 
nen des Beurlaubtenſtandes zur zweiten Berathunz kommen, die Berichte 
ſind heute in der Commiſſton bereits feſtgeſtellt worden. — Der Bun⸗ 
desrathsausſchuß für Zoll⸗ und Steuerweſen hat ſoeben über das 
Scheibler'ſche Verfahren zur Beſtimmung des Raffinationswerthes der 
Rohzucker Bericht erſtattet. Dem Ausſchuſſe lag das Gutachten der 
beſonderen zur Prüfung des Scheibler'ſchen Verfahrens berufenen 


ſei nicht harmoniſch, in der unterſten und oberſten el Laien zuzuziehen, 
tatuiren, nun dann gebe 


fahrrn gefundene theoretiſche Gehalt an Cryſtallzucker zu dem in einem ratio⸗ 
t nellen Raffinationsproceſſe zu erzielenden Ausbringen an ſolchem ſteht, ande: 


edacht, und bemerklich gemacht, daß eine correcte Rechts d : ; . ; 
[dere Aiier geübt werden lone, dab aber teitäpalitige Mlumanıe var, rentheils die Rictigteit der nach $ 3 des Geſehes vom 26. Jun 1869 beider 


gegen beantragt: es wolle der Bundesrath die Anftellung von Ver: 
ſuchen zur Feſtſtellung der Richtigkeit der nach § 3 des Geſetzes vom 
26. Juni 1869 bei der Abfertigung des mit dem Anſpruch auf 
Steuervergütung ausgehenden Zuckers in Anwendung kommenden 
Polariſation genehmigen und den Herrn Reichskanzler erſuchen, wegen 
deren thunlichſt baldiger Ausführung das Weitere zu veranlaſſen. — 
Geſtern Abend fand in dem großen Auditorium der Univerſität eine 
überaus beſuchte Studenten⸗Verſammlung ſtatt. Die Anweſenden ſtanden 
Kopf an Kopf und auch der Vorflur war noch gedrängt angefüllt. Den 
Vorſitz führte das Präſidium der akademiſchen Leſehalle, es handelte ſich 
um eine Antwort auf den Anſchlag des General⸗Intendanten der Kgl. 
Schauspiele von Hülſen am Schwarzen Brett, wonach den Studiren⸗ 
den der billigere Eintritt in die Königl. Theater entzogen werden 
jollte, wenn fie ſich nicht jedes Beifalls- und Mißfallens⸗Zeichens ent: 
halten wollten. Seit Jahrzehnten fand hier keine ſo erregte Studenten⸗ 
verſammlung ſtatt, wie die geſtrige. Man beſchloß an den General⸗ 
Intendanten ein Schreiben zu richten, worin man fernerhin auf die 
bisherige Vergünſtigung verzichten zu wollen erklärte und die Inſinua⸗ 
tion als hätten ſich die Studenten zu Claqueurs hergegeben, energziſch 
zurückwieß. Uebrigens wurde conſtatirt, daß das ganze, den Studiren⸗ 
den erwieſene Beneficium ſich auf die tägliche Ueberlaſſung von 27 
Platzen im Parterre und Amphitheater für das Opern⸗ und Schau⸗ 
ſpielhaus a 10 bez. 5 Sgr. beſchränkte. 

[Ihre Kaiſerliche und Königliche Hoheit die Kron⸗ 
prinzeſſin] hat das Glückwunſchſchreiben des hieſigen Magiſtrats zu 
Höchſtihrem Geburtstage mit folgendem Dankſchreiben erwidert: 

„Jen babe den Ausdruck herzlicher Theilnahme, welchen der Magiſtrat 
von Berlin Mir zu Meinem Geburtstage dargebracht hat, mit lebhaftem 
Danke empfangen. Die freundlichen Worte, mit welchen der Magiſtrat Mei⸗ 
nes eg an den Angelegenheiten der Hauptſtadt gedenkt, haben Mir 
aufrichtige Genugthuung bereitet. Ich werde nicht aufhören, allen Be⸗ 
mühungen der ſtädtiſchen Behörden, welche auf Förderung des Gemeinwohls 
gerichtet ſind, Meine beeiferte Aufmerkſamkeit zu widmen und benutze gern 
auch dieſen Anlaß, um nochmals Meine Freude über die treffliche Ausfüh⸗ 
rung jeuer großen, kürzlich von Mir beſichtigten Anſtalt auszuſprechen, auf 
welche Berlin mit nblberedhtintem Stolze blicken darf. 

Neues Palais bei Potsdam, den 22. November 1874. 

Victoria, Kronprinzeſſin.“ 

D. R. C. [Im landwirthſchaftlichen Miniſterium] haben 
nun die ganze Woche hindurch Sitzungen der neugebildeten und durch 
den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten Dr. Frieden⸗ 
thal ins Leben gerufenen neuen Fachcommiſſionen ſtattgefunden, um 
die ihnen vorgelegten Sachfragen eingehenden Berathungen zu unter⸗ 
ziehen. Die ſämmtlichen Berathungen, auf deren Reſultate wir noch 
ch näher zurückkommen werden, wohnte der Miniſter Dr. Friedenthal in 
Perſon bei. Auch den heut begonnenen Berathungen der Commlſſion 
für Pferdezucht folgte Dr. Friedenthal mit großem Intereſſe, und 
verließ die Sitzung nicht früher als bis gegen 4 Uhr die Commiſſions⸗ 
mitglieder ihre Berathungen auf morgen vertagten. Außer den Mit: 
gliedern des Landesökonomie⸗Collegiums, die in dieſe Commiſſion gewählt 
ſind, wohnten noch andere, auf dem Gebiete der Pferdezucht hervor⸗ 
ragende Perſonen den Berathungen bei und waren von dem Miniſter 
hierzu herangezogen, fo u. A. der Landſtallmeiſter des Königl. Haupt⸗ 
geſtüts Graditz Graf G. Lehndorff und der auf dem Gebiete der 
Pferdezucht, ſehr bekannte Abgeordnete Rittergutsbeſitzer Frentzel. 

Kiel, 26. November. [Der Eiderkanall iſt ſeit heute voll Eis 
und die Schiſſfahrt, falls kein Thauwetter eintreten follte, als geſchloſſen 
zu betrachten. 


Schöff 

ompetenz bedeutend erweitert; es liegt die Gefahr nahe aß die Competenz 

gar auf Sachen ausgedehnt wird, die nur von durchaus rechtskundigen 
ichtern beurtheilt werden follten. Deshalb bin ich mit der Schöffengerichts⸗ 


barkeit einverſtanden, aber nicht mit der Competenz, welche der Entwurf ihr 
iebt. Eine S 


nklage nicht herzuſtellen iſt im Intereſſe ver 


chen, ſind gewi 
Am 3 ie ſolche, welche heute zu 


braucht ja Niemand 15 haben, aber auch der Beſitz der unſchuldigſten un⸗ 


di Damit iſchließt die erſte Berathung der Straſprozeßordnung und wird 
eſelbe einſtimmig an dieſelbe dauernde Commiſſion von 28 Mitgliedern 


ordnung.) 


Berlin, 26. November. [Amtliches] Se. Majeſtät der König hat dem 
eriten reformirten Paſtor Groon zu Emlichheim, Amts 9 Er den 
miben Adler⸗Orden 4. Klaſſe; dem Buürgermeiſterei⸗Beigeordneten, Gutebe⸗ 
Rt und Kaufmann Richter zu Mülheim an der Moſel, den königlichen 
dennen-Orden 4. Klaſſe: ſowie dem Thor⸗Controleur Otto zu Schweidnitz, 
55 Kreisboten und aa Salewski zu Roſenberg in Oberſchleſien, 
7 früheren Gerichtsſcholzen und Orts⸗Steuer⸗Erheber Bulla zu Bzinitz 
i Kreiſe Lublinitz, dem bisherigen Gerichtsſcholzen Raſchke zu Bielwieſe 

reiſe Steinau das Allgemeine Ehrenzeichen verliehen. 
6. Maſeſtät der König hat den Landgerichts⸗Aſſeſſor a. D. Küpper 
rathe des Landkreiſes Düſſeldorf ernannt, und den ſeitherigen Bür⸗ 
yerner der Stadt Düſſeldorf, Ober⸗Bürgermeiſter Ludwig Hammers, 
aß der dortigen Stadtperordnetenverſammlung getroffenen Wiederwahl 
10 5 gleicher Eigenſchaft auf eine fernere zwölfjährige Amtsdauer 


Bei dem Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ſind 


Provinzial- Zeitung. 


Breslau, 26. November. [Schwurgerichtsſitzuug: Intellec⸗ 
tuelle Urkundenfälſchung und wiederholter Betrug.] 1. Anfang 
Mai d. J. entwendete der Tagearbeiter Bernhard Kittner in der Woh⸗ 
nung ſeines Schwiegervaters Chriſtian Kloſe zu Neukirch ein Hypotheken⸗ 


Inſtrument über eine 


PER * Ban EL 
für den Kloſe 45 das Grundſtück Nr. 76 zu Herr⸗ 
mannsdorf⸗Strachwitz in Höhe von 150 T . 
einem unverſchloſſenen, frei ſtehenden Schränkchen. Um ſich auf dieſes In⸗ 
ſtrument Geld zu leihen, begab ſich derſelbe am 2. Mai mit dem Kaufmann 
B. zu einem hieſigen Notar, ſtellte ſich demfelben als der Auszügler Chriſtian 
Slot aus Neukirch vor, und gab, nachdem er von dem mitgekommenen, dem 
Notar 75 7 7 bekannten Kaufmann recognoscirt worden war, die Erklä⸗ 
rung ab, daß er die für ihn auf dem Grundſtück Nr. 76 zu Hexrmannsdorf⸗ 
Strachwitz haftenden Hypothek in Höhe von 150 Thlr. an den Kaufmann C. 
hierſelſt cediren wolle. Der Notar nahm nun eine notarielle Ceſſion der obigen 
Hypothek ſeitens des angeblichen Chriſtian Kloſe an den Kaufmann C. auf. 
Hierauf erhielt Kittner von L. acht Thaler unter dem Verſprechen, daß er, ſohald 
er Geld brauchen werde, mehr bekommen ſollte. Von Anfang Mai bis Mitte 
Juni 1874 erhielt er denn auch von L. noch in einzelnen Raten 70 bis 80 Thlr. 
— Kitter in Folge deſſen angeklagt, ſeines Vortheils wegen die öffent⸗ 
liche Bekundung einer Erklärung bewirkt zu haben, die von einer andern 
Perſon, als der in der öffentlichen Urkunde genannten, abgegeben worden 
iſt. Außerdem iſt er des einfachen 1 0 ſchuldig. Er geſteht Alles ein 
und giebt zu ſeiner Entſchuldigung an, daß ihm die betreffende Hypotheken⸗ 
forderung als Mitgift verſprochen worden ſei. Die Geſchwornen billigen ihm 
mildernde Umſtände zu. Der Staats⸗Anwalt beantragt 1 Jahr Gefängniß 
und 2 Jahr Ehrverluſt, der Gerichtshof läßt es mit 9 Monaten Gefängniß 
und einem Jahre Ehrverluſt bewenden. 

Gegen die Mitte des Monat Auguſt d. J. kam die unverehl. Pauline 
Baum zu der hierſelbſt wohnhaften Frau Kaufmann H., ſtellte ih als die 
verwittwete Frau Kaufmann Lange vor, und gab an, daß ſie im Auftrage 
des Vaterländiſchen Vereins käme, um für eine ſchwindſüchtige Dame, die 
nach Reinerz ins Bad geſchickt werden ſolle, Beiträge zu ſammeln. Sie 
äußerte ferner, daß ſie von der Frau von Tümpling bereits 18 Thaler, und 
von einer Anzahl anderer Damen der Bekanntſchaft der Frau H. entſpre⸗ 
chende Beiträge erhalten habe. Durch dieſe Vorſpiegelungen getäuſcht, gab 
ihr Frau H. einen Thaler. Durch dieſen Erfolg ermuthigt, ſetzte die Baum das 
gute Werk fort. Einige Tage darauf ging fie zu dem Juwelier S, und bat, 
wiederum im Auftrage des Vaterländiſchen Frauenvereins um eine Unter⸗ 
ſtützung, mit welcher einem Frl. Beer, welche krank ſei, aufgeholfen werden 
ſolle. Um ihre Angaben ſchmackhafter zu machen, gab ſie vor, von der Frau 
Kaufmann H. zu S. geſchickt zu ſein. Dieſer verſprach eine Unterſtützun 
wollte dieſelbe jedoch an Frl. Beer direct zahlen und ließ ſich deren Woh⸗ 
nung angeben. Indeß fand er eine Dame dieſes Namens in der angegebe⸗ 
nen Wohnung nicht. Nach 1 Wochen kam die Schwindlerin zu S. 
zurüd, um ihn an fein gegebenes Verſprechen zu erinnern. S. hielt ihr vor, 
daß ihre Angaben a feien, und nun produeirte fie ein ärztliches Atteſt, 
und geſtand unter kläglichen Bitten, daß ſie die Unterſtützung für ſich ſelbſt 
haben wolle. S. veranlaßte das gerichtliche Einſchreiten gegen die Perſon, 
die ſich auch ihm gegenüber eines falſchen Namens bedient hatte, und es ſtellte ſich 
heraus, daß dieſelbe ſchon unendlich oft, namentlich wegen Betruges, beſtraft ſei, 
zuletzt durch Erkenntniß des Berliner Schwurgerichts i. J. 1869 wegen Urkunden⸗ 
fälſchung, wiederholten Betruges im wiederholten Rückfalle und wiederholter 
Unterſchlagung, ſowie wegen wiederholten Diebſtahls im Rückfalle mit 2% 
Jahren Zuchthaus, und nachdem ſie dieſe Strafe verbüßt hatte, durch das 


hieſige Schwurgericht wiederum wegen Betruges mit 8 Monaten Fuga er) 
u ir 


Unter dieſen Umſtänden widerſprach der Staatsanwalt, Herr Prof. Dr. F 
dem von der Vertheidigung vornehmlich auf das Geſtändniß und die Gering⸗ 

fügigkeit des Objects geſtützten Antrage auf Annahme mildernder Umſtände. 

Die Geſchworenen ſprachen das Schuldig und lehnten die mildernden Um⸗ 

ſtände ab, worauf die Baum wegen Betruges und verſuchten Betruges im 

wiederholten Rückfall nach dem Antrage der Staats⸗Anwaltſchaft zu 1 Jahr 

3 Monaten Zuchthaus, 50 Thlr. Geldbuße oder noch 1 Monat Zuchthaus, 
und Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte auf 2 Jahre verurtheilt wurde. 


O Gleiwitz, 26. November. [Ernennung. — Raubanfall.] Dem 
Herrn Dr. Freund iſt in der vorgeſtrigen Sitzung des Kreisausſchuſſes vom 
Königlichen Landrath Herrn von Strachwitz das Patent ſeiner Ernennung 
vn Sanitätsrath als eine ſtaatliche Anerkennung ſeiner 25jährigen verdienſt⸗ 
ichen . als Arzt überreicht worden. — Auf der Chauſſee in der 
Nähe des Wirthshauſes „zur Halle“ hat in jüngſter Zeit wieder ein Raub⸗ 
anfall ftatigehabt. Ein Händler wurde von einem fremden Manne, den er 
aus Gefälligkeit auf feinen Wagen genommen, angefallen und feiner Baar⸗ 
ſchaft beraubt. Auf ſeinen Hilferuf eilten jedoch einige Männer, die auf der 


Jagd waren, herbei und konnten noch zeitig genug den Räuber ergreifen und 2 


der Polizei überliefern. 


— Guttentag, 25. Nov. Bei der heute ſtattgefundenen Stadtverordne⸗ 


tenwahl wurde in erſter Abtheilung wiedergewählt Kaufmann Szyja, in 


zweiter Abtheilung Böttcher Arlt und neugewählt Kaufmann Kur da, in 
dritter cle wiedergewählt Hutmacher Wyſtrichowsky und neues 
1 


gewählt Tiſchler oft. 


* 


heit 85 


wurden allerdings in weiterer Jose Verkaufsofferten hervorgerufen, die je⸗ 
t 


namentlich inländiſche 4 und 4 procent., beſonders waren Aproc. Stettiner, 
4% proc. Thüringiſche und Bergiſche gut zu laſſen; in auswärtigen Priorit. 
war der Verkehr ſehr gering. Auf dem Eiſenbahnactien⸗Markte hatte der 
Geſchäftscharakter trotz der wenig belangreichen Umſätze an Feſtigkeit gewon⸗ 
nen, die rheiniſch⸗weſtph. Speculations⸗Deviſen vermochten etwas im Courſe 
anzuziehen, Potsd. waren ruhig und notiren nicht niedriger, Leipz. B. und 
Rheiniſche B. beliebt, Rumänen eröffneten in feſter Haltung, zeigten ſpäter 
aber Symptome der Geichlaffung, Bankactien waren fait abſolut geſchafts⸗ 
los, Quiſtorp beſſer, preuß. Bankantheile nachlaſſend, Producten⸗Maklerbank 
in Folge der veröffentlichten Bilanz niedriger, ebenſo Meininger billiger er⸗ 


hältlich. Induſtriepapiere faſt ganz geſchäftslos. Baltiſcher Lloyd und Gör⸗ 


litzer Eiſenbahnbed. ſehr belebt, Weſtend ſteigend, Viehhof belebt, 1 
beſſer, Victoriahütte ſehr fehr Hochdahl geſucht. Montauwerthe im Allgemei⸗ 
nen wenig feſt. Wechſel ſehr ſtill und unverändert. — Um 224 Uhr: Credit 
140%, Franzoſen 184%, Lomb. 81, Disc.⸗Comm. 177%, Dortmunder Union 
35%, Laurahütte 1354. (Bant- u. H. -Z.) 


Köln, 25. Nov. [Der Hörder Bergwerksverein] hat im letzten 
Geſchäftsjahre einen Bruttoüberſchuß von 284,711 Tolr. erzielt. Die heute 
ftattgehabte Generalverſammlung genehmigte die Zahlung einer Dividende 
Thale pCt. aus dem Reſervefonds und Abſchreibungen in Höhe von 200,000. 

alern. 8 N 


Wien, 26. Novbr. [Die . der Eliſabeth⸗Weſtbahn betrugen 
in der Woche vom 16. bis zum 22. Nobbr. 169,190 Fl., ergaben mithin ‚gegen die 
entſprechende Woche des Vorjahres eine Mindereinnahme von 22,1 99 — 
ee der Linie Neumarkt⸗Braunau⸗Simbach 13,493 Fl., Mehr⸗ 
einnahme 688 Fl. — Wocheneinnahme der Linie Salzburg⸗Hallein 1789 Fl.. 
Mehreinnahme 153 Fl. — Wocheneinnahme der Linie Wien⸗Kaiſerebersdorf 


alern eingetragene Forderung aus 


Wolffs e e i 

Der Finanzausſchuß ſetzte 
ſammten Staatsausgaben pro 1875 auf 380,873,882 Gulden feſt, 
wobei der Nachtragseredit des Cultusminiſters mit 523,100 Gulden 


, ee 
Wien, 26. Nov, 
Berliner Börse vom 26. Noveraber 1874. et 


Wechsel-Course, 


„Eenbahn- Stamm -Actien. nicht inbegriffen iſt. 


Gulden präliminirt. 


Die Staatseinnahmen ſind mit 372,531,409 
Das unbedeckte Deficit von 8,342,473 Gulden 
ſoll durch Veräußerung von im Beſitze bes Finanzminiſters befindlicher 
Rente von 12 Millionen Gulden Nominal Bedeckung finden. 

Der amerikaniſche Geſandte in Berlin 
Bancroft Davis, hat ſich heute früh auf ſeinen Poſten nach Berlin 


Paris, 26. Noobr. Der Großfürſt⸗Thronfolger und Großfürſt 
Alexis von Rußland haben, wie die „Agence Havas“ meldet, für 
nächſten Sonnabend die Einladung zu einem Diner im Palais Elyſée 
angenommen. — Nach hier eingegangenen, aus carliſtiſcher Quelle 
kommenden Depeſchen ſchreiben ſich die Carliſten den Sieg in dem 
Gefechte bei San Marcial zu, fie behaupten, 100 Gefangene gemacht 
zu haben. — Einer Privatdepeſche aus Buenos-Ayres vom 23 d. M. 
zufolge war die Ruhe dort noch nicht wiederhergeſtellt. 

Brüſſel, 26. November. 
dung der „Morningpoſt“ an, daß der ruſſiſche Geſchäftsträger in Ma⸗ 
drid über die Conſolidirung der Regierung Serrano's berichtet habe. 
„Nord“ meint, Rußland würde eine abwartende Stellung Spanien 
gegenüber beibehalten, bis das ſpaniſche Volk ſelbſt ſich über die Zu⸗ 
kunft des Landes ausgeſprochen habe. 

London, 26. Novbr., Abends. 


Berg. -Märkische .| 6 
Ber.in-Anhalt. . . 
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Paris, 26. November. 
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B erlin-Hambure. . 
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3 Fonds- und Geld-Cour . 
Freiw. Staats-Anleihe 4½ 


Dux-Bodenbach B 
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„Nord“ zweifelt die Mel⸗ 
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Oberschl. A. C. D. 
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Westfäl. u. Rhein. 
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Oester.-Fr.-St.-B. . 
Oest. Nordwestb, 
Oester.südl.St.-B. . 
Ostpreuss. Südb, . 


Badische Präm.-Anl. , 
- Baierische 4% Anleihe 
x Cöln-Mind.Pramiensch. | 31% 


Der Schatzkanzler empfing eine 
Deputation von Parlamentsmitgliedern, welche die Einſetzung einer 
Commiſſton verlangt behufs Unterſuchung der Geſetze über Banknoten: 
Umlauf und Banknotenausgabe, um die periodiſchen Geldkriſen zu 
Die Deputation betont die Nothwendigkeit größerer Gleich⸗ 
mäßigkeit für die gewiſſen Banken gewährten Privilegien zur Noten⸗ 


KFurb. 40 Thlr.-Loose 77 B 
Badische 35 Fl.-Loose 41 G 
Braunschw. Präm.-Anleihe 23% bz 
Oldenburger Loose 41 bz 


Louisd. 110% 113%, 6 Fremd. Bln. 99% bG 
Oest. Bkn. 91% bz 

do. Silbregld. 96% bz 

do. -Guld. 96 8 


& 


Rhein -Nahe-Bahn 
Rumän. Eisenbahn 
Schweiz Westbahn 
Stargard-Posener. 
Thüringer 


* 


a 
BERFEFSFIÜSGETZBESSERRUVBRRATCÜRÜPRÜRPIR RO» 
ES 5 u 


S8 
ee 


Der Schatzkanzler ſprach ſich gegen die Einſetzung einer ſolchen] Ruh 
Commiſſion aus, wenn dieſelbe nicht ein genaues Programm zu prüfen 
habe, er empfahl der Deputation, ein Programm zu entwerfen, worin 
die zu behandelnden Fragen aufgeſtellt werden. 

Rom, 26. November, Abends. 
heute die Wahl der noch übrigen zwei Secretaire und wählte Farini 
Beide lehnten ab, weil die bisher ge⸗ 
Die Linke gab unbe⸗ 


Napoleons 5.13 bz 
Imperials 5.181, G [Russ. BKkn. 94% bz 


Dollars 1.1144, @ Eisenbahn-Stamm-Prioritäts-Actien. 
x N 46 
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Breslau Warschau 
Halle-Sorau-Gub.| 0 
Hannover -Altenb.| 
Kohlfurt-Falkenb.| 5 
Märkisch -Posener| 0 
Magdeb.-Halberst. 3 


Hypotheken-Certificate. 


sche partial-O bl. 5 Die Deputirtenkammer erledigte 
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und Gravena von der Linken. 

wählten Secretaire der Rechten angehören. 

ſchriebene Stimmzettel ab. 
Petersburg, 26. November. 


22 


Seeg e 
. Nach einer weiteren Bekannk⸗ 
machung der Reichsbank wird dieſelbe vom 1. December d. J. das 
Fünffrankenſtück zu 130, den Thaler zu 95 uud den öſterreichiſchen 
Gulden zu 60 Kop. annehmen. 
5 Rbl. 87 Kop. angenommen. 
Petersburg, 25. November. Die Reichsbank wird vom 1. De⸗ 
cember c. das Pfund Reinſilber zu 23 Rbl. 75 Kop. und Ein⸗Rubel⸗ 
Der Goldpreis in Barren und Münze 


"Kündb,Hyp.-Schuld.do.|: 
Hyp.Anth. Nord-. -C. B. 
FPomm. IIxpoth.-Briefeſo 

5 


© 


AngloDeutsche Bk 
Allg.beut.Hand.-G 
Bar l. Bankverein. 
Berl. Kassen-Ver, 
Berl. Handela-Ges.|121% 
Berl. Prod,-Makl.B| 8% 


Imperials werden wie bisher zu 


Oest. Silberptandbr. 5 
Hyp. Crd.Pfndbr. o 
-  Pidb.d.Ovst.Bd.-Cr.-Ge.|ö 
Schles.Bodener.Pfndbr. 


do. do. In 
Südd. Bod,-Cred.-Pfdb, 
Wiener Silberpfandbr.!5t 


Brest. Dinc-Benkl10° ſtücke zu 104 Kop. annehmen. 
bleibt unverändert. 
Newyork, 26. Nov. Der Dampfer der Hamburg⸗Amerikaniſchen Geſell⸗ 


ſchaft „Pommerania“ überbringt 1% Millionen Dollars. 


(L. Hirſch telegraphiſches Bureau.) 
Die Bankfirma Loebel und Merkel 
Die Paſſiva betragen 470,000 Fl., die Activa 200,000 
Die Forderung der Creditanſtalt beläuft ſich auf 9000 Fl. 
Hauptgläubiger find Erlanger Sohne, der Frankfurter Vankoerein, 
züddeutſche Bodenereditbank un 
Wechslerbank. ER 1 
PPTTVTVTCTCTCTCTCT(TCTCT(T(TT—T—T—TT—T—T—T—W—T—T—T—WWTW—T—T—T———— 
Berlin, 26. November. 
Roggen ſchien anfänglich recht feſt zu werden, doch erneute Realiſativnen per 
November drückten von Neuem den Markt, und die Courſe gaben beſonders 
auf nahe Sichten erheblich nach, Frühjahr leiſtete mehr Widerſtand. — Rog⸗ 
en — Weizen war bei ſehr beſchränktem Umſatz etwas 
billiger käuflich. — Hafer loco recht feſt; Termine ſehr matt. — R 
hauptete ſich auch ferner im Preiſe. — Spiritus litt unter großen Verkäu⸗ 
fen auswärtiger Speculanten und mußte erheblich nachgeben. 

Weizen loco 55—70 Thlr. pro 1000 Kilogr. nach Qualität gefordert, 
ordin. gelber — Thlr. bez., gelber — Thlr. bez., inländiſcher — Thlr. bez., 
weißer poln. — Thlr. ab Bahn bez., pr. November 61% Thlr. bez., pr. 
November⸗December — Thlr. bez., per December⸗Januar — Thlx. bez., pr. 
April⸗Mai 189 —188½ Rchmk. bez, pr. Mai: 
pr. Juni⸗Juli — Rchmk. bez. — Gekündigt 
Roggen pro 1000 Kilogr. loco 52—59 Thlr. na 
gefordert, neuer ruſſiſcher 524—53% Thlr. bez., geringer ruſſiſcher — Thlr. 
bez., inländiſcher 56 —58 Thlr. ab Bahn hez., geringer inländiſcher — Thlr. 
bez., poln. — Thlr. bez., pr. November 53% 52 Thlr. bez., pr. Novem⸗ 
Thlr. bez., pr. December Januar — Thlr. bez., pr. 
‚ NRchmt. bez., pr. Mai⸗Juni 148% —147% 
Gekündigt 8000 Sins. Kündigungspreis 53% Thlr. — Gerſte loco 
— Hafer pr. 1000 Kilogr. loco 54 


Bresl. Maklerbank s 


Ausländische Fonds. 
Oest. Silberrente . » > 


Nürnberg, 26. November. 
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aleriſche Hypotheken⸗ und 


[Productenbericht.] Die Stimmung für 


‚j Goth,Grundered.B| 91% 
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Französische Rente. 
Ital. neue 5% Anleihe 
Ital. Tabak-Oblig. . . 6 
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0 genmehl unverändert. — 
Lndw. B. Kwilecki 


Raab-Grazer 100 Thlr. L. 4 
umänische Anleihe .|8 
Türkische Anleihe 45 
Ung.5%St,-Eisenb.-Anl.Id 
hwedische 10 Thlr.-Loose — — 
Finnische 10 Thir,-Loose 12%, B 
Türken Loose 125 ba 
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Oest. Cred.-Actien 18. 
Ostdeutsche Bank 


Eisenbahn- Prioritäts-Actien. 
Berg-Märk. Serie II.. 4 


uni 189% —189 Achmk. bez., 
Kündigungspreis 


Posner Prov.-Bank 


61% Thlr. — 


La 


Süchs. B 60 % J. 8.12 
Süchs. Cred.-Bank|13 
Schl. Bank. - Ver. 14 
Schl. Centralbank|1# 
Schl. Vereinsbank 
Thüringer Bank .|14 
Weimar, Bank 
Wiener Unionsb. 


ber⸗December 52—51 , 
Frühjahr 149½—148 


51—64 Thlr. nach Qualität gefordert. — 
—66 Thlr. nach Qualitat gefordert, böhmiſcher — Thlr. bez., oſtpreußiſcher 
60-62% Thlr. bez., weſtpreußiſcher 60 — 62% Thlr. bez. ruſſiſcher — Thlr. 
bez, neuer ruſſiſcher 57—61 Thlr. bez, ſchleſiſcher — 
und galiziiher 55 — 60 Thlr. bez., pommerſcher 61—64 Thlr. ab Bahn dez. 
mecklenburger 61—64 Thlr. ab Bahn bez., pr. November 65% Thlr. b 
pr. Nopember⸗December 61% 
bez., per Frühjahr 175, —1 
Gekünvigt — Eine. Kündigungspreis — 
Kochwaare 66—78 Thlr. bez, Futteroaare 61—64 Thlr. bez. — 
Nr. O pro 100 Kilo Br. unverſteuert mel. Sack 97 —9 Thlr., N 
87 8 Thlr. — Roggenmehl Nr. 0: 8%—8% Thlr., Nr. 0 und 1 7%— 
Roggenmehl Nr. O und 1; 
— 25 Sgr. bez., pr. November⸗December 7 Thlr. 20 Sgr. bez., pr. Decem⸗ 
ber⸗Januar — Kchmk. bez., pr. 
bruar⸗März 22,6 Rchmk. bez. 


Kündigungspreis 7 Thlr. 24 Sgr. — Oelſackten: Raps — 
— Thlr. nach Qualität. — Rüböl per 100 Kilo netto loco ⸗18 74 Thlr. bez., 
mit Faß — Thlr. bez., per November 18% Thlr. Gld., pr. November⸗De⸗ 
cember 18% Thlr. Gld., pr. December — Thli. bez., per April⸗Mai 58 
Rchmk. Br., 57,5 Rchmk. Gld., pr. Mai⸗Juni 58,5 Rchmk. bez. — Gekündigt 
— Cine. Kündigungspreis — Thlr. — Leinöl loco 20% Thlr. — Petro⸗ 
leum per 100 Kilo. incl. Faß loco 8% Thlr. bez., pr. November 770 — 1%, 
Thlr. bez., pr. November⸗December 77 — ½ Thlr. bez., pr. December⸗Ja⸗ 
Rchmk. bez., pr. Februar⸗März — Rchmk. be 
Gekündigt — Barrels. 


2222222 en een 


Märkisch-Posener . lr. b eh., ungariſcher 


NM. staatsb. . Ser. Berl. Lou b. Bank 11 


Berl, Makler-Bank Il 
Berl, Werhslerbk. 0 
Centralb. f, Genos. 14 
Nrdschl. Cassenv. 15 
Pos. Pr.-Wechsl.-B 8 
Pr. Credit-Austalt 24 
Prov. -Wechsl.-Bk.“ Tg 
Ver,-Bk. Quistorp'19 


ez, pr. December: 
4 Rchmk. bez, pr Mai⸗Juni 174—172% Nm. 
Thlr. — Sgr. — Erbſen: 


anuar — Thlr. 


S2 


Industrie-Papiere. 
Baugess. Plessner IA 
Berl. Eisenb.- Bd A011½ 
D. Eisenbahnb.-G. 
do. Reichs- u. Co. -E. 
Märk. Sch. Masch. 
Nordd,Papierfabr.| ® 
Westend, Com.-G. 


7 Thlr. bez. — November 7 Thlr. 24 


anuar⸗Februar 22,8 Rmmk. bez., 
ril — Kchmk. bez., pr. 9 


— — 2 2 
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Pr. Hyp.-Vers-Act. 
Ostpreuss. Südbahn 


Donnersmarkhüt: 


Königs- u. Laurab. e 


— 


5 „bez., pr. April⸗Mai — 
. Kündigungsreis — Tblr 
Spiritus pr. 10,000 Liter loco „ohne Faß“ 18 Thlr. 12— 10 Sgr. bez., 
an“ pr. Nopember 18 Thlr. 22—1 
ber 18 Thlr. 10-8—10 Sgr. bez., pr. December⸗Januar — Thlr. bez., per 
April⸗Mai 58,3—57,5—6 Nchmt. bez., 
ez, pr. Juni⸗Juli 59,5 59 — 59,1 
mk. bez. — Sekündigt 


Gal. Carl-Ludw.-Bahn. [5 Osechl. Eisenwerk. 
d 


Sgr. bez., pr. November⸗Decem⸗ 


Schl. Kohlenwerk. 
Schles. Zinkh.-Act, 


ISO - Boom 
— 22222 2 23 22 229 — im 


Januar⸗Februar — Rchmk. bez., 
pr. Mai⸗Juni 58,7 57,9 —58 R 
Rehmk. bez., pr. Juli⸗Auguſt 60,7 60 60,1 Ach 
Kündigungsreis 18 Thlr. 17 Sgr. 


e Courſe und Börſennachrichten. 
5 us Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 
Frankfurt a. M., 26. November, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluf⸗ 
N Londoner Wechſel 119. Pariſer bo. 95%. i 
Franzoſen“ 321. Heſſ. Ludwigsbahn 132½. Böhm. Wenbahn 2094. Lom 
Nordweſtbahn 147%. 
Credit⸗Actien“) 242%. 
Silbertente 68%. Papierrenie 
1864er Loose 172%. Ungar. Schatzw. 90%. Haat: 
Darmfädter Bankverein 388. 
Heutſch⸗oſterr. 88%. Brov.⸗Disconto⸗ eſellſchaft 81. Bruſſeler Bank 106. 
Berliner Bankverein 85%. Frantf. Bankverein 86. vo. Wechslerbanl 83%. 


Tarnowitz. Bergb. e 


Baltischer Lloyd 
Bresl. Bierbrauer. 


Mähr-Schl. Central 
0. Bresl. E.-Wagenb. 7 


= 


1 l 
Te cgraphiſg 


Hoffm’sWag.-Fab, 
O. Schl. Eisenb,-B, 


*. 


Wiener bo. 106%. 


3 
do, Obligationen . 5 
arschuu-Wien II. 


5 


S. Act. Br. Scholtz i 9 Galtzier 2514 
Oberheſſen 72%. 
Ruſſen 1872 —. 


Eliſabesobahn 202. 


thalbah . 
Aufl. Bodencredit 89% 
t3%. 1860er Lonfe 10 
Amerikaner de 1882 97% 


0 
do. Wagenb.-Anst.] 9 
Schl.Wollw.-Fabr,|10 


— — 
‚„Bank-Discont 6 pCt, 
WIhelmshütte All 


Lombard-Zinzfuss 7 pCt. 


SSSO-1- ANNO 12:00 
rer 


Geringes Geſchäft. Speculatſonswerthe feſt 9 

nächſten Liquidation zu 5 pCt. leicht zu erhalten. Ä 

be der Börſe: Creditactien 242%, Franzoſen 321%, Lombar⸗ 1 
4 

*) per medio reſp. per ultima. : | 

| 


Hamburg, 26. November, Nachmittags. [Säluk-Enurfe] Hamb. 
Staats⸗Prämien⸗Anleihe 108%. Silberrente 88%. Weiteren pe 
209. dito. 1860er Looſe 106%. Nordweſtbahn —. Franzoſen 690. 
Lombarden 304. Italieniſche Rente 66%. Vereinsbank 124%. Laura⸗ 
hütte 13444. Commerzb. 8174. dio. II. Emiſ. —. Norddeutſche Bant 146. 
Brovinzial⸗Disconto⸗Bank — —. Anglo⸗deutſche Bank 46. dito. neue 
67. Däniſche Landmannb. — — Dortmund. Union — Wiener Union 
bank —. 64er Ruſſ. Prämien⸗Anleihe — 66 er Huf. Prämien⸗Anleihe - 
Amerikaner de 1882 93%. Köln⸗A.⸗St.⸗Actien 128%. Rhein. Eiſendabn⸗ 
Stamm⸗Actien 136. Bergiſch⸗Märkiſche 84. Discounts 4½ vl. — 
Sn 55 26. Novbr. [Getreivemarkt. 

amburg 26. Nebbr. [Getretvdemarkt.]] Weigen und Roggen loe 
feſt, beide auf Termine ruhig. Weizen 126pfd. pr. November 1950 Rilo 
netto 187 Br., 186 Gd., per November⸗December 1000 Kilo netto 187 
Br., 186 Gd., pr. December⸗Januar 1000 Kilo netto 187% Br., 186% 
Gd., pr. April⸗Mai 1000 Kilo netto 192½ Br., 191% Gd. Roggen 
97. November 1000 Kilo netto 165 Br., 163 Gd., pr. Nodember⸗ December 
1000 Kilo netto 163 Br., 162 Go., pr. December⸗Januar c tio 
netto 160 Br., 159 Gb., pr. April⸗Mai 1000 Kilo netto 154 Br., 153 
Gd. Hafer und Gerſte ruhiger, Rüböl ſehr feſt, loco und per November 
56, pr. Mai pr. 2 Pfund 58%. Spiritus ſtill, per Novemebr und per 
December⸗Januar 46, per März⸗April und pr. April⸗Mai pe. 100 biter 
100% 46%. Kaffee ruhig. Umſatz 2000 Sack. — Petroſeum ſteigend, 
Standard white loch 10, 25 Br., 10, 00 Gd., vr. November 10, 00 Gd., 
Decbr. 10, 00 Gd, Januar⸗März 10, 25 Gd. Wetter: Froſt, ſchön. 

Liverpool, 26. November, Vormittags. Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Mutbmaßlicher Umſatz 12,000 Ballen. Underändert. Tagesimport 4000 
Ballen, davon 3000 B. amerikaniſche, 1000 B. Bengal. 

Liverpool, 26. November, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht). 
Umſatz 12,000 Ballen, davon für Speculation und Export 2000 Ballen. 


+ 


uhig. . 
‚Diwdl Orleans 8%, middl. amerikaniſche 7%, fair Dbolleraßh 5%, 
middl. fair Dhollerah 4%, good middl. Dhollerah 4%, middl. Dhallerch 3%, 
fair Bengal 4%, fair Proach 5%, new fair Oomra 5%, good fair Homra 
dale Fra Mabras 5, fair Pernam 8, fair Smyrna 6%, fair Egyp⸗ 
ian 8%. 5 

Amſterdam, 26. November, Nachm. [Betreidemartt.] (Schluß bericht.) 
Bat per Mai 270. Roggen per März 185%. — Wetter: Hell, kalt. 

ntwerpen, 26. Novhr., Nachmittags 4 Uhr 30 Minuten. [Getreide⸗ 

markt.] (Schlußbericht.) Weizen ruhig, däniſcher 25%. Roggen feſt, Galatz 
19%. Hafer nachgebend, Riga 23%. Gerſte ſtetig. N 

Antwerpen, 26. Novor. (Petropleum⸗Markt.] (Schlußbericht.) Naf 
nirtes, Type weiß, loco 25% 8. 25% Br., per November 24%% bez., 25 Br., 
ie Mull 24 / bez. 24% Br., per Januar und vr. Januar⸗März 25% 1 

r. Ruhig. \ 

Bremen, 26. Novbr. Petroleum. (Schlußberidt). Standard white 

leco 10 Mk. 60 Pf. Bedeutendes Geichäft. N 


Amſterdam, 26. Nov. [Zinn.] Im Verlaufe der Zinn⸗Auktion der 
niederländiſchen Handelsgeſellſchaft wurde der Geſammtporrath von Banca⸗ 
zinn (20,067 Blöcke) verkauft. Der Preis ſtellte ſich auf 57% bis 58% und 
durchſchnittlich auf 582 „ Fl. pr. Block. b 


„Breslau, 27. Novbr., 9% Uhr Vorm. Am heutigen Markte war 
x N Aal ſchleppend, bei mäßigen Zufuhren und unveränderten 
Preiſen. 

Weizen, in matter Haltung, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher weißer 5% bis 
6% Thlr., gelber 5% bis 6% Tblr., feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 
Bu Roggen in gedrückter Stimmung, pr. 400 Kilogr. 5% bis 5% Thlr., 
ei 


ue e hne Oulallaten mehr beagtet pr, 100 Rilogr. ö bis 5%, Thl 
. er)ie, ſeine Qualitäten mehr beachte r. Alogr. 5% Thlr., 
8 5% bis 5 5 Thlr. r Pre N . a Bun 2 


5 In y 5 o 
aer unverändert, vr. 100 Riloge. 545% bis 6 Tb.. 
rbſen angeboten, pr. 100 Kilogr. 6% bis 7% Thlr. 

Wicken behauptet, pr. 100 Kilogr. 5% bis 6 Thlr. 2 
Lupinen ſehr feſt, pr. 100 Kilogr. gelbe 4% bis 54 Thle, blaue 
4½ bis 5 Thlr. 6 
Zohnen mehr Kaufluft, pr. 100 Kilogr. 7% bis 7% Thlr. 
Mais hoch gehalten, pr. 100 Kilogr. 4½ bis 5% Tolk. 
Delfaaten preishaltend. 
Schlaglein in ruhiger Haltung. i 
Per 100 Kilogramm netto 5 8 0 For, Pf. 


ui, 


Schlag⸗Leinſaat. 7 15 — 8 6 
Winter⸗Rapsz. 7 22 6 8 2 8 8 10 — 
Winter⸗Rübſen 7 12 — 7 22 6 83838 
Sommer⸗Rübſen. 7 12 — e 8 
Leindotten 7 8 7 , s 7 22 6 


Rapskuchen gut käuflich, ſchleſiſche 75—77 Sge per 50 Kilogr. 
Leinkuchen matter, ſchleſiſche 108 —110 Sgr. per 50 Kllogr. . 
Kleeſaat — gut verkäuflich — neue rothe ordinäre 12—13 Thlr., 
mittele 131 —13 / Thlr., feine 14— 14 Thlr., hochfeine 15% Thlr. yr. 
50 Kilogr., — weiße wenig zugeführt, ordinäre 15 —16 Thlr., mitte 17—18 
Thlr., feine 18% —19 Thlr., hochſeine 19, — 21 Thlr. pr. 50 Kilog:. N 
Tbymothee ohne Umſatz, 9—10—11 Thlr. pr. 50 Kilogar. f 
Mehl in matter Haltung, pr. 100 Kilogr. unverſteuert Weizen⸗ fein 94 
bis 9% Thlr., Roggen: fein 94 — 9 Thlr., Hausbacken 8% bis 8%, Thlr., 
Roggen⸗Futtermehl 4½ 47 Thlr., Weizenkleie 3 —3 % Thlr. N 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerfitäts- 
Sternwarte zu Breslau. 


November 26. 27. Nachm. 2 U. Abds. 10 U. Morg. 6 U. 
Luftdruck bei oOo 333% 86 333%021 33244 40 
Luftwärm 5 — 0 — 095 i 
Dunſtdru lk 1/86 ³ %% 1461 
Dunſiſallgung ee 95 pCt. 93 pl. 89 pi. 
. 5 NW. 1 NO. 1 NO. 1 
Wetter trübe. trübe. trübe. 


—— . — — 
Breslau, 27. Nov. [Wafſerſtand.] O.⸗P. 4 M. 22 Cm. U.⸗P. — M. — Em. 
. . c c TUNEEL OBEN ALICE 0 SCREEN Ines 


* [Ein Spiegel der Gegenwart.] Roman von S. Kohn, Verfafler 
des „Gabriel.“ 3 Bde. 8 5. Jena, Hermann Coſtenoble. In dem vor⸗ 
liegenden, mit Spannung erwarteten Romane des berühmten Autors, der in 
der bereits vor Jahten erſchienenen Novelle „Gabriel“ ein ungewöhnliches 
Erzählertalent bekundete und die den ſenſationellen Erfolg hatte in di 
Sprachen faſt aller Nationen überſetzt und der berühmten Tauchnitz ſche 
„Collection of german Authors“ einverleibt zu werden, ſtellt der Verfaſſ 
in origineller, ſpannender Handlung und treuer, geiſtvoller Schilderung das 

Wiener Leben in Adels⸗ und Börſenkreiſen dar, und gewinnt das Buch lein 
beſonderes Intereſſe durch die Entwickelung der Entſtehungs⸗Geſchichte der 
großen Börſen⸗Cataſtrophe, wodurch dem ganzen Werke ein zeitgeſchichtliche 


Werth verliehen wird. m „ 
Lobe - Theater. Harzer 
a | Kanarienh hne a 


Sonnabend. Zum 1. Male: „Ein mit vorzüglich ſchönem Geſange, 
Erfolg.“ Luſtſpiel in 4 Akten von zu 3, 4, 5 und 6 Thlr. & Sahl 
Paul Lindau. } 6968 Sendung des Herrn Fritz Tr zberg 

Sonntag. Neu einſtudirt: „Kieſelack (früh. Trenckner) aus St. Andreas 5 
und ſeine Nichte vom Ballet.“ verkauft und verſendet 1 


r 
Thalia- Theater. It, Ham 
8600 75 27. a Zum upferſchm a ; 

M.: „Der große? 100 18 
e e 
Mf von N. Bl. (6967) J 15525) Mühlgaſſe b. 

Verantwortlicher Redacteur; Dr. Stein. 
Drucd bon Graß, Barih u. Comp. (d. Frieveich) 5 


r 


